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Aus wärtige Politik.
Zur Marokko-Affäre.

II. (Schluß.)
Das Gebiet der auswärtigen Politik iſt deshalb für unſere

Gegner immer noch ein Tummelplatz blödeſter Jdeologien.
Früher haben ſie die geſamte Politik als eine Art Schach-
ſpiel der Diplomaten betrachtet, wo einer dem andern durch
verblüffende Züge Zugeſtändniſſe abzwingt. Wer heute noch
die innere Politik in dieſer Weiſe darzuſtellen wagte, der
würde ſich unſterblich lächerlich machen dank der bald S50jäh-
rigen Aufklärungsarbeit der Sozialdemokratie. Aber in der
auswärtigen Politik iſt dieſe lächerliche Auffaſſung noch gang
und gäbe. Als markantes Beiſpiel ſei ein Artikel zitiert, den
Herr Georg Bernhard der ſich einſt für einen Sozial
demokraten hielt Anfang Juli über die Marokkofrage ver-
öffentlichte. Wir greifen folgende Stellen heraus:

„Am 8. April 1904 wurde zwiſchen England und Frankreich
ein Abkommen über Marokko getroffen, das eigentlich
nichts anderes als die Anerkennung des franzöſiſchen Pro-
tektorats bedeutete Deutſchland hielt es damals für nötig,
zu intervenieren Zweifellos war das Eingreifen Deutſch
lands damals inſofern eine politiſche Notwendigkeit, als der
frangzöſiſchengliſche Vertrag einen wichtigen Faktor der von
König Eduard betriebenen Einkreiſungspolitik Deutſchlands
bildete. Wollte Deutſchland ſich nicht vollkommen iſolieren
laſſen, ſo mußte es acte de présence machen (zeigen, daß es
auch noch da ſei) Jnzwiſchen war, wie damals allgemein
erzählt wurde, Guido Henckel Fürſt von Donnersmarck in
halbamtlicher Miſſion in Paris tätig. Ob nun mit oder ohne

Auftrag, jedenfalls ſcheint er eine recht deutliche Sprache ge
ſprochen zu haben. Er, der ein Freund der Franzoſen und
ein guter Kenner der franzöſiſchen Pſyche war, glaubte den
Frieden nur unter der Bedingung ſichern zu können, daß er
ſeinen franzöſiſchen Freunden erzählte, Deutſchland ſei zum
äußerſten bereit

Alſo weil damals Deutſchland in Herrn v. Bülow einen
geſchickten Schachſpieler beſaß und weil Herr v. Donnersmarck
die franzöſiſche „Pſyche“ (Gott, wie gelehrt!) ſo gut kannte,
deshalb iſt alles gut gegangen. Und heute? Was Herr Bern-
hard darüber zu ſagen weiß, iſt von klaſſiſcher Größe und Ein
fachheit:

„Wenn Frankreich jetzt einen großzügigen Politiker hätfe,
ſo wäre vielleicht die Stunde gekommen, wo die beiden
Mächte ſich die Hand reichen Jn Paris weilt zurzeit,
wie ich höre, ein deutſcher Großkaufmann, bei dem die leiten
den Kreiſe ſich eingehend über die wahren Abſichten Deutſch
lands informieren können

Dieſe verblüffend geniale Jdee zieht nur die richtige
Konſequenz eines abſurden Gedankens. Damit iſt der Gedanke
ſelbſt abgetan. Es iſt einfach kindiſch, daß die Geſchicke der
Völker durch Privatgeſpräche eines Herrn v. Donnersmarck
oder eines deutſchen Großkaufmanns, der, „wie ich höre“, in
Paris weilt, entſchieden werden ſollen.

Aber verlieren wir damit nicht jeden Schlüſſel zum Ver-
ſtändnis der auswärtigen Politik? Hört damit nicht jede
Möglichkeit für uns auf, in ſie ebenſo nachhaltig einzugreifen,
wie uns das in der inneren Politik nach ſchweren Kämpfen
ſchließlich geglückt iſt? Doch wohl nicht. Tatſächlich verſagt
auch gegenüber den auswärtigen Angelegenheiten die mate-
rialiſtiſche Auffaſſung nicht. Man muß ſie nur richtig an-
wenden. Da wird freilich meiſt ein Fehler gemacht, den man
anfangs auch in der inneren Politik oft beging. Man meint,
es müßten ſich in jedem einzelnen Falle materielle Jntereſſen
nachweiſen laſſen, um deretwillen die Staaten einander in die
Haare geraten. Aber in der inneren Politik haben wir dieſe
grobe, oberflächliche Auslegung längſt fallen laſſen. Wir haben
längſt eingeſehen, daß der Zuſammenhang ein anderer iſt. Auf
Grund ihrer materiellen Bedürfniſſe haben ſich die Menſchen
zu Gruppen, zu Klaſſen zuſammengeſchloſſen; dieſe Klaſſen
operieren gegeneinander und ihre Kämpfe bilden den Jnhalt
der inneren Politik. Damit iſt keineswegs geſagt, daß in
jedem einzelnen Falle der Streit ſich um ein materielles Jnter-
eſſe dreht. Wohl aber iſt damit geſagt, daß die materiellen
Intereſſen die Grundlage, die Situationen geſchaffen haben,
aus denen ſich die politiſchen Ereigniſſe ergeben. Bei der
auswärtigen Politik kommt zu dieſem Fehler noch ein zweiter
hinzu. Man hat ſich gewöhnt, in ihr lediglich den Widerſtreit
verſchiedener Staaten zu ſehen und ſucht deshalb dahinter
den Gegenſatz wirtſchaftlicher Jntereſſen der verſchiedenen
Staaten. Jedoch einer der grundlegenden Sätze der mate-
rialiſtiſchen Auffaſſung (am Anfang des Kommuniſtiſchen
Manifeſtes) lautet: „Die Geſchichte aller bisherigen Geſell-
ſchaften iſt eine Geſchichte von Klaſſen kämpfen.“ Wenn es
aber wegen Marokko zu einem Kriege zwiſchen Deutſchland,
Spanien, Frankreich, England kommen ſollte, ſo iſt das doch
nie und nimmer ein Klaſſenkampf.

Der Sinn der materialiſtiſchen Auffaſſung muß alſo ein an
derer ſein. Es iſt in der Tat dieſer: ein weſentlicher
Unterſchied zwiſchen auswärtiger und innerer Politik beſteht
nicht. Auch die auswärtige Politik fließt letzten Endes nicht
aus den Gegenſätzen der Staaten, ſondern aus den Gegen-
ſätzen der Klaſſen; oder ſagen wir genauer: die Gegenſätze
der Staaten ſind erſt eine Folge der innerhalb jedes Staates
beſtehenden Klaſſengegenſätze. Gerade beim Marokkoabenteuer
iſt das deutlich zu ſehen.

Zunächſt iſt die ganze Marokkoaffäre ein Teil unſerer Kolo-
nialpolitik. Man muß ſchon ſehr dumm ſein, um nicht zu
ſehen, daß die Abſicht beſteht, in Agadir ungefähr ebenſo eine
„Pachtung“ vorzunehmen wie in Kiautſchau. Wie aber die
deutſche Kolonialpolitik aus dem Jntereſſe der Kapitaliſten
klaſſe geboren iſt und im Gegenſatz ſteht zu den Jntereſſen der
Arbeiterklaſſe, das hat die ſozialdemokratiſche Preſſe oft genug
nachgewieſen. Jn dieſem beſonderen Falle hat ſich Georg Bern-
hard mit Erfolg bemüht, den Zuſammenhang noch deutlicher
zu machen. Er ſchreibt in dem erwähnten Artikel noch:

„Es unterliegt keinem Zweifel, daß in der Tat weſent-
liche wirtſchaftliche Jntereſſen für Deutſch
land auf dem Spiele ſtehen. Es muß dem Rufe ſeiner
Handelsfirmen Folge leiſten Allerdings liegt ein erheb-
licher Teil der umſtrittenen Mannesmannſchen Erzkonzeſ-
ſionen im ſüdlichen Marokko. Aber in den letzten Jahren
haben ſich in jenen Gegenden auch andere Firmen
niedergelaſſen und auf deren Ruf, nicht etwa auf Rekla-
en Mannesmanns, iſt die Entſendung der Schiffe er
olgt.“

Welch rührende Naivität, welch kindliche Unſchuld, wie hier
die Privatintereſſen einiger Kapitaliſten mit weſentlichen
Jntereſſen für Deutſchland“ gleichgeſetzt werden! Aber jeden-
falls wird dadurch klar: wenn die deutſche Regierung über-
haupt ſich in den Marokkorummel einmiſcht und wenn infolge
deſſen eine Frage auswärtiger Politik entſtanden iſt, ſo iſt das
nur die Folge des Klaſſenintereſſes der Kapita-
li ſt en. Dazu kommt dann noch ein Umſtand, der in un-
ſerer Preſſe ſchon hinlänglich gewürdigt worden iſt: das plötz
liche, ſcharfe Vorgehen der deutſchen Regierung ſoll die Auf-
merkſamkeit des ganzen Volkes auf Marokko lenken, ſoll die
Leidenſchaften aufrühren, ſoll mit einem Wort ein Wahl-
bluff ſein. Eine gute Wahlparole möchte ſich Herr v. Beth-
mann Hollweg verſchaffen. Und daß die kommende Reichstags
wahl eine Angelegenheit innerer Politik iſt, die ganz
weſentlich mit den Klaſſenkämpfen zuſammenhängt, das wird
man ja wohl nicht erſt zu beweiſen brauchen.

Halten wir ſo den Zuſammenhang feſt zwiſchen auswärtiger
und innerer Politik, laſſen wir uns nicht darüber täuſchen, daß
auch die auswärtige Politik letzten Grundes aus den inne-
ren Klaſſenkämpfen der Völker entſpringt, ſo verſtehen wir,
weshalb in dieſer Frage wieder einmal alle bürger-
lichen Parteien ſo ,einig ſind. Linksliberale Männer, wie
die Abgeordneten Müller -Meiningen, Eikhoff, Storz, haben
bereits öffentlich dem Vorgehen der Regierunng die Unter-
ſtützung ſämtlicher bürgerlichen Parteien zugeſagt, und das
„linkfeſte“ aller liberalen Organe, das Berliner Tageblatt, hat
die ſozialdemokratiſchen Redner getadelt, weil ſie bei den Pro
teſten gegen die preußiſche Wahlrechtskomödie auch einen Pro
teſt gegen den Marokkorummel eingeflochten haben. Das
gemeinſame Klaſſenintereſſe der Kapi-
taliſt en kam eben inſtinktiv zum Ausdruck.

Die Geſchichte aller bisherigen Geſellſchaft iſt eine Geſchichte
von Klaſſen kämpfen das iſt der Schlüſſel zum Ver
ſtändnis auch der auswärtigen Politik

Eine Thronrede des Militarismus.
Aus W ien wird uns geſchrieben:
Die Thronrede, mit der das neugewählte öſterreichiſche

Parlament feierlich eröffnet wurde, iſt ein Dokument, das
ſich nicht gerade wohltuend von früheren ähnlichen Dokumen-
ten unterſcheidet. Ein trockenes Aktenſtück, von einer Nüchtern
heit und einem geſchäftsmäßigen Stil, daß man an die hölzer-
nen, langweiligen Kundgebungen des Bienerthſchen Regimes
erinnert wird. Kein warmes Wort, das zu Herzen ginge.

An die Spitze ſtellt die Regierung, der verfaſſungsmäßig die
Verantwortung für die Thronrede zufällt, die militäriſchen
Forderungen. „Die überall raſch fortſchreitende Ent-
wicklung der militäriſchen Macht mittel erheiſcht auch bei
uns eine erhöhte Fürſorge für die Wehrmacht.“ Das iſt das
Um und Auf des Regierungsprogramms, und aus dieſer Baſis
heraus werden dann die übrigen Punkte des Programms ent-
wickelt. „Verſäumtes“ ſoll „nachgeholt“, „Unabweisliches ſicher
geſtellt“ werden und die „eheſte Verabſchiedung“ iſt im „Jnter-
eſſe der Geſamtheit“ notwendig. Nur ſo nebenbei wird von
der zweijährigen Dienſtzeit geſprochen. „Hierbei“ ſoll „den
Wünſchen der Bevölkerung nach Verkürzung des Präſenz-
dienſtes Rechnung getragen werden“. Nicht einmal ausdrück-
lich wird alſo von der zweijährigen Dienſtzeit geſprochen damit
ſich die Vevölkerung nicht allzu große Hoffnungen Macht, wird
nur von einer „Verkürzung des Dienſtes“ geſprochen, die aber
auch nicht durchgeführt, ſondern der nur „Rechnung getragen
werden“ ſoll. Aus dieſen Forderungen im Jntereſſe des Mili-
tarismus ergibt ſich ganz logiſch als nächſten Punkt des Pro-
gramms die Erhöhung der Steuern, die natürlich eben-
falls als eine wichtige und unaufſchiebbare Ar-
beit“ hingeſtellt wird. Nur im Zuſammenhang mit der „Er-
höhung und Neueinführung verſchiedener Abgaben wird dann
auch der kulturellen, ſozialen und wirtſchaftlichen Aufgaben
des Staates gedacht. Das iſt nicht etwa eine Uebertreibung,
ſondern ausdrücklich wird die Erledigung der Steuervorlagen
verlangt, an die „um ſo entſchloſſener herangetreten werden“
ſolle, „als nur unter der Vorausſetzung einer
durchgreifenden Finanzreform das Staatsweſen
ſeinen Aufgaben auf kulturellem, ſozialem und wirtſchaftlichem
Gebiete gerecht werden kann.“

Und der Gedanke, daß alle ſoziale Tätigkeit nur ein An
hängſel der Steuererhöhung ſein ſoll, die Steuererhöhungen
zur Bedingung habe, wird dann weiter ausgeſponnen und an
der Sozialverſicherung exemplifiziert. Wörtlich heißt es da:

Jn dieſer Erwartung (nämlich daß die neuen Steuern be-
willigt werden!) wird Jhnen meine Regierung neuerlich
Vorſchläge zur Löſung des Problems der Sozialver-
ſicher ung unterbreiten. Hierbei ſollen jene Geſichtspunkte
nicht unberückſichtigt bleiben, die aus der praktiſchen Er
fahrung in anderen Ländern und aus den bisherigen parla-
mentariſchen Verhandlungen zu gewinnen waren.

Neben dieſem umfaſſenden Reformwerke werden Sie ſich
auch mit einzelnen beſonderen Maßnahmen zum Ausbau
der Wohlfahrts- und Schutzgeſetze für die
arbeitenden Schichten zu befaſſen haben.

Vielleicht kann man aus dem Abſatz über die Sozialverſiche-
rung namentlich aus dem Paſſus über die Berückſichtigung
der Erfahrung in anderen Ländern und der bisherigen parla-
mentariſchen Verhandlungen das Verſprechen herausleſen,
daß die Verſchlechterung, die die bürgerlichen Parteien an dem
Regierungsentwurf vorgenommen haben, insbeſondere die ver-
fehlten organiſatoriſchen Beſtimmungen, fallen gelaſſen, und
nur die Verbeſſerungen, die vorgenommen wurden, beibehalten
werden ſollen. Vielleicht! Die nächſten paar Wochen werden
ſchon zeigen, wie das gemeint iſt und ob die Hoffnung nicht
trügeriſch war. Aber davon abgeſehen, wie kärglich und be
deutungslos iſt das, was die Thronrede über ihre ſozialrefor-
meriſchen Abſichten zu ſagen weiß. Man vergleiche damit, was
die Thronrede, mit der das erſte Parlament des allge-
mei nen Wahlrechts eröffnet wurde, darüber zu ſagen
wußte. Damals hieß es:

Gleichen Schrittes mit den politiſchen Umwandlungen ſind
die wirtſchaftlichen und ſozialen Grundlagen des Staates
neu geſtaltet warden. Wenn mir in meiner frühen Jugend
die Aufgabe ward, die endgültige Befreiung der Bauern-
ſchaft von den Grundlaſten zu bewirken, wenn ſeither die
Freiheit des bürgerlichen Erwerbes in vollem Umfange ge-
ſchaffen wurde, ſo hoffe ich zuverſichtlich, daß es nunmehr ge
lingen wird, das ſtaatliche Verſicherungsweſen durch die
Schaffung der Alters- und Jnvaliditätsverſicherung auszuge-
ſtalten und ſo für einen großen Kreis erwerbstätiger Mit
glieder des Gemeinweſens ein Werk der Menſchlichkeit und
ſozialen Gerechtigkeit zu vollenden

Damals war der Arbeiterſchutz ein Punkt des Programms,
heute iſt er eine Art Notbehelf, ein notwendiges Uebel, ohne
das man die neuen Steuern und die militäriſchen Forderungen
nicht durchſetzen könnte.

Was ſonſt noch in der Thronrede an Arbeiten des Hauſes
angekündigt wird, iſt meiſt nur eine übrigens nur in den all
gemeinſten Ausdrücken abgefaßte Aufzählung von Vorlagen.
Zu erwähnen wäre da bloß die Ankündigung einer Vorlage über
die Abänderung des Geſetzes über die Geſchäftsordnungsreform.
Bezeichnend iſt, daß auch hier die Verfaſſer der Thronrede
nicht das Wohl des Parlaments vor Augen haben. Als Zweck
der Reform wird „ein raſcher Fortgang der Arbeiten des
Reichsrats“ angeführt; alſo in Wirklichkeit die raſche Be
willigung der Regierungsvorlagen. Auch die Thronrede des
Jahres 1907 hatte eine Reviſion der Geſchäftsordnung als not-
wendig erklärt. Aber wie ganz anders war dieſe Reform damals
begründet worden! „Meine Regierung wird Jhnen Anträge
unterbreiten, die darauf abzielen, bei den parlamentariſchen
Verhandlungen Freiheit und Ordnung zu paaren, den Gang
der Arbeiten zu beſchleunigen und ſo Jhrer Tätigkeit den Er
folg zu ſichern.“ Jetzt handelt es ſich nicht mehr um „Freiheit
und Ordnung“ im Parlament, ſondern um die raſche und
möglichſt ungehinderte Bewilligung der Steuern.

Dann wünſcht die Thronrede noch, daß, die Beziehungen der
beiden Böhmen bewohnenden Volksſtämme dauernd geregelt
werden, ohne darüber, wie ſie ſich das vorſtellt, im Weſen mehr
zu verraten, als daß das „auf der Grundlage gegenſeitigen
Einvernehmens“ geſchehen ſoll. Das iſt ja ein ſehr ſchöner
Wunſch, aber das Problem beſteht eben darin, wie dieſes
„gegenſeitige Einvernehmen“ zuſtande gebracht werden kann.

Zum Schluſſe wird noch von dem innigen Verhältniſſe zu
den Verbündeten und von den freundſchaftlichen Beziehungen
zu allen Mächten geſprochen, was einigermaßen im Widec-
ſpruch zu ſtehen ſcheint zu der Dringlichkeit, mit der am Anfang
die „erhöhte Fürſorge für die Wehrmacht“ verlangt wird.

Daß in einer ſolchen Thronrede mit keinem Worte der
Teuerung Erwähnung getan wird, braucht nicht
weiter zu verwundern. Ein Programm, das auf den Forde-
rungen des Militarismus aufgebaut iſt, kann für die drängendſte
Sorge des Volkes kein Wort übrig haben. Das iſt das Pro-
gramm, das die Regierung dem Volke verkündet, auf Grund
deſſen ihre Majorität erboten wird: Nichts für das Volk,
kein Arbeiterſchutz, keine Maßnahmen gegen
die Teuerung, aber alles für den Militaris-
mu l

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 20. Juli 1911.

Die württembergiſche Zweite Kammer
hat in ihrer Sitzung vom Dienstag das neue Sportelgeſetz
gegen die Stimmen der Sozialdemokraten an
genommen. Jn der der Ablehnung vorausgegangenen Sitzung
kam es noch zu lebhaften Auseinanderſetzungen über einige



Zöchſt bedenklichs Sporteln. Wir greifen nur einige der wich-
tigſten heraus. Die Regierung ſchlug vor, für die Erteilung
der Erlaubnis zur gewerbsmäßzigen öffentlichen Veranſtaltung
von Singſpielen, Geſangs und deklamatoriſchen Vorträgen,
Schauſtellungen von Perſonen oder theatraliſche Vorſtellungen
ohne höheres Jntereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft 25 bis
100 Mark, ferner für Muſikaufführungen, Schauſtellungen,
theatraliſche Vorſtellungen oder ſonſtige Luſtbarkeiten 50 Pf.
bis 100 Mark Sportel zu erheben. Die Kommiſſion, die
noch ausdrücklich die kinomatographiſchen Veran-
ſtaltungen im Geſetz namentlich aufführt, beantragte eine
Abgabe von 3 Prozent der Roheinnahmen, wollte aber weiter
beſtimmen, daß der Betrag der Abgabe auch auf Grund einer
Vereinbarung zwiſchen dem Steuerpflichtigen und der Steuer-
behörde feſtgeſetzt werden könne. Jn dieſem Falle ſollte die
Abgabe betragen 50 Pf. bis 100 Mark für einen Tag,
3 Mk. bis 250 Mk. für eine Woche, 50 bis 2000 Mk. für ein
halbes Jahr, 75 bis 3000 Mk. für ein Jahr. Die Abgabe ſoll
vor Beginn der Veranſtaltungen entrichtet werden.

Von der Abgabe befreit ſollen ſein wohltätige Veranſtaltun-
gen und ſolche, die ausſchließlich belehrenden oder reli-
giöſen, ſowie höheren künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen
Zwecken dienen, wenn der Ertrag der Veranſtaltung nicht zur
Erzielung eines Gewinnes für den Unternehmer beſtimmt
wird. Die Sozialdemokraten beantragten die Streichung
dieſer Beſtimmung, weil, wie der Abg. Hey mann (Soz.) in
der Begründung des Antrags hervorhob, der künſtleriſchen
Entfaltung und Entwicklung, die jetzt auch die Arbeitermaſſen
ſtark erfaſſe, durch ſolche Steuern ſchwere Feſſeln angelegt
würden. Der vorgeſehene Höchſtſatz der Sportel ſei geeignet,
künſtleriſche Veranſtaltungen überhaupt unmöglich zu machen,
vielfach handle es ſich dabei auch um ideale Beſtrebungen von
jungen Künſtlern, ſich einen Namen zu machen. Außerdem
werde der Steuerſchnüffelei Tür und Tor geöffnet. Der An-
trag der Sozialdemokratie wurde jedoch mit 57 gegen 16 Stim-
men abgelehnt. Dafür ſtimmten nur noch zwei Volks-
parteiler. Der Kommiſſionsantrag wurde angenommen.
Für eine Renaturaliſationsurkunde verlangte die
Regierung eine Sportel von 50 bis 150 Mark, die Kommiſſion
wollte die Sportel auf 500 Mark erhöhen. Dagegen wandte
ſich die Sozialdemokratie, die einen Gegenvorſchlag machte,
nach welchem ſich die Sportel in einem Rahmen von nur 10
656 150 Mark bewegen ſollte. Der Antrag wurde abgelehnt.
Nachdem es der ſozialdemokratiſchen Fraktion nicht gelungen
war, die ärgſten Anſtände aus dem Geſetz zu entfernen, ſtimm-
ten ſie in der Schlukabſtimmung gegen die ganze Vor-
lag e.

Zentrum und Reichsfinanz,„reform“.
Bis zum Ueberdruß ſind wir aus den Zentrums und

Junkerblättern belehrt worden, daß es um den Steuerraubzug
des Jahres 1909 doch ein gar herrlich Ding ſei, weil nur durch
ihn die „Geſundung“ der Reichsfinanzen herbeigeführt werden
konnte. Und außerdem ſei es gar nicht wahr, daß die Finanz-
reform Unzufriedenheit im Volke verurſacht habe. Wo ſolche
beſtehe, ſei ſie künſtlich durch die Liberalen und die Sozial
demokraten herbeigeführt worden. Namentlich in Zentrums
bkättern konnten wir's ſo oder ähnlich leſen, während die
Junkerpreſſe des arbeitenden Volkes wegen nicht ſoviel Worte
machte, ihre Leſer brauchten ja nicht eingeſeift zu werden.

Jm kraſſen Widerſpruch zu den irreführenden Aeußerungen
der Zentrumspreſſe über die Volksmeinung zur Reichsfinanz-
reform ſteht, was in einer Verſammlung des mehr als 12 000
Mitglieder zählenden Zentrumskonſumvereins Woblfahrt zu
Werden bei Eſſen geſagt und beſchloſſen wurde. Ein Herr

'Schlack, Vorſitzender des Verbandes weſtdeutſcher „chriſt-
lich er“ Konſumvereine, führte in ſeinem Vortrag über Die
Steuerfrage und die Konſumvereine aus, daß
die bürgerlichen Parteien ſich nicht darüber im Unklaren ſein
ſollten, daß auch unter den Anhängern der bürger-
lichen Parteien eine weitgehende Mißſtim-
mung gegen die letzte Reichsfinanzreform

vorhanden ſei. Kaum habe ſich dieſe Erregung etwas
gelegt, da erſcheine ſchon wieder der Antrag Hammer im
Abgeordnetenhauſe (der die Ausnahmebeſteuerung der Kon-
ſumvereine will), deſſen letzte Honſequenz eine weitere Ver-

teuerung der Lebensmittel für die breite Maſſe bedeutet.
Jn der Entſchließung, die nach dem Referat einſtim-

mig gefaßt wurde, heißt es:
„Die Verſammlung verurteilt den Antrag Hammer ferner

aus dem Grunde, weil ſeine Durchführung wiederum eine
Verteuerung der Lebensmittel und Wirt-

e r

Zwei feindliche (elten.
Roman aus der Arbeiterbewegung.

Von Jan van den Tempel.
Aus dem Holländiſchen überſetzt von Georg Gärtner.

22 (Nachdr. verb.Hendrik wartete nachdenklich; ein ſpöttiſches Lächeln zog um
ſeinen Mund. „Es wäre eine närriſche Geſchichte. Prin-
zipien verſtehſt du vas davon, Liebchen? Nein? Und von
Jdealen Jdealen, hörſt du, für die die Menſchen ſich auf die
Folterhank ſpannen laſſen? Auch nein? Und von Armut? Ach,
den rechten Sinn dieſes Wortes kannſt du ja doch nicht er-
faſſen. Komm, KHind, du darfſt nicht ſo drängen, du würdeſt
es ja doch nicht verſtehen.“

Es lag etwas Verletzendes in dem Tone, in dem er die letzten
Worte gausſprach; ihr Geſichtchen blickte trauriger als zuvor.
Sanft ſtreichelte er ihre Wange.

„Eine Mutter lieht am meiſten ihr unglückliches Kind
und ein Menſch träumt am liebſten von ſeinen trübſten Tagen.

So, nun weißt du es.“
Sie zögerte, ergriffen durch das Melancholiſche, das in

ſeinen Träumeraugen lag begierig, mehr zu erfahren.
Er zog ſie mit beiden Händen von der Böſchung und ſchloß ſie

in die Arme, ſo daß ſie aufjauchzte vor Luſt.
„Eben wollte ich ein Häuschen in das Dickicht bauen, aber

allein wäre es hier doch zu langweilig,“ ſcherzte ſie.
Er lachte befriedigt. „Ein Haus in der Stadt, in dem wir

beiſammen wohnen, iſt wohl auch ſo gut.“
„Einen Valaſt,“ verbeſſerte ſie. „Jch bin ein Prinzeßchen

und du biſt der Prinz.“
Jhre Worte ernüchterten ihn. Er war ja noch ein blut-

armer Schlucker und das Bild, das er ſich eben erworben
hatte, gehörte doch in Gold gefaßt!

Während ſie der Stadt zuradelten, überlegte er die Not-
wendigkeit, vor allen Dingen eigene Jntereſſen wahrzunehmen.

XXII.
Der Bau war nahezu vollendet. Draußen am Kanal erhoben

ſich die fünf hohen Gebäude von roten, weiß gefugten Back-
ſteinen und gedeckt mit glaſierten, gelben Ziegelplatten. Jedes
Stockwerk hatte eine Reihe hoher Fenſter, die unſere größere
Scheibe von durchſichtigem, die obere kleinere von buntem
Glaſe, und einem kleinen Balkon, auf den eine mit Selbſt-
ſchließer verſehene Tür führte. Zwei Türen, jetzt noch unan-

ſchaftsbedürfniſſe für diejenigen Volks-
kreiſe bedeutet, welche auch einen großen
Teil der Laſten der Finanzreform zu tragen
haben (Kaffee, Tabak, Bier, Zündhölzer uſw.).“

Jntereſſant iſt, daß in dieſer Verſammlung der Zentrums
abgeordnete Jmbuſch anweſend war, der alſo, da die Reſo-
lution einſtimmig beſchloſſen wurde, mit in vorſtehender
Weiſe gegen die vom Zentrum verteidigte Reichsfinanz-
„reform“ votiert haben muß. Uebrigens mußte dieſer Herr
ſich ſagen laſſen, daß im preußiſchen Landtage gegen den
volksfeindlichen Antrag Hammer nur die fſozialdemo-
tratiſche Partei entſchieden Front gemacht habe. Er
verteidigte ſich damit, daß den Abgeordneten von den Konſum-
vereinen kein Material zugeſtellt werde!

Jedenfalls zeigt ſich an dieſem Vorgange, daß die Behaup-
tungen des Zentrums, ſeine Schäflein ſeien einverſtanden mit
der von ihm im ſchwarz-blauen Block geübten Steuerpolitik,
nichts als eitel Flunkerei ſind.

Die Poſt und die Reſerveoffiziere.
Ein ſchäbiges Wahlmanöver.

Daß es gerade die Poſt geweſen iſt, die den bekannten Brief
eines Reſerveoffziers veröffentlichte, in dem dieſer für das
Recht der Reſerveoffiziere eintrat, unter Umſtänden ſozial-
demokratiſch zu wählen, war einigermaßen auffällig. Die
Poſt iſt von der reaktionären Preſſe ſcharf angegriffen worden,
weil ſie es mit der Veröffentlichung des Briefes überhaupt erſt
ermöglicht hat, daß dieſe Frage zum Gegenſtand einer öffent-
lichen Diskuſſion gemacht werden konnte. Am ſchärfſten gingen
in dieſer Hinſicht die Hamburger Nachrichten vor. Das ſo ge
ſtäupte Scharfmacherblatt, das an Anſehen längſt nichts mehr
einzubüßen hat, rückt nun mit folgendem niedlichen Geſtänd-
nis heraus:

Wir können ferner den Hamburger Nachrichten
verraten, daß wir, als wir die Frage aufrollten, uns da
bei der Billigung ſehr hoher militäriſcher
Kreiſe ſicher wußten; man hat uns gegenüber es als er-
wünſcht erklärt, daß der Brief zur Veröffentlichung ge
lange und ſo zur Klärung der Frage Veranlaſſung gäbe.
Die Frage mußte vor den Reichstagswahlen auf-
gerollt werden, und ſie wurde am zweckmäßigſten eben ſo
aufgerollt, wie wir es taten. Das Reſerveoffizierkorps ſollte
darüber ſelbſt reden, welches der Geiſt in ſeinen Reihen war.
Das war viel wirkungsvoller, wie wenn wir von Anfang an
das geſagt hätten, was geſagt werden mußte und was ja
jeder wußte, der uns kannte.

Alſo um ein ganz ſchäbiges Wahlmanvver hat es ſich bei
der ganzen Aktion gehandelt. Den Reſerveoffizieren ſollte auf
dieſe Art nachdrücklichſt zu Gemüte geführt werden, daß ſie
unter keinen Umſtänden einen Sozialdemokraten ihre Stimme
geben dürfen. Die Poſt hat, wie ſie ſelber zugeſteht, den Brief
erſt hohen militäriſchen Stellen, doch wohl dem Kriegsmini-
ſterium, vorgelegt und erſt, nachdem man ſich damit einver-
ſtanden erklärt hatte, iſt der Brief veröffentlicht worden. Es
entſteht der Verdacht, daß der Brief überhaupt keinen
Reſerveoffizier zum Verfaſſer hatte, ſondern daß es ſich um
eine Stilübung handelte, die in der Redaktion der Poſt
ſelber ihren Urſprung hatte. Für den kommenden Wahlkampf
eröffnen dieſe Methoden ja recht nette Ausſichten. Die „maß-
gebenden Stellen“ dürften aber gut tun, ſich klügerer Reptile
zu bedienen, als die Poſt es iſt.

eeee--

Kommunale Wahlrechtsräuber.
Die Furcht vor der Sozialdemokratie treibt das Bürgertum von

einem reaktionären Schandſtreich zum andern. Mit dem Anwachſen
der organiſierten Arbeiterarmee geraten immer mehr Poſitionen
des Bürgertums, die der Förderung ſeiner Macht- und Wirt-
ſchaftsintereſſen dienen, ins Wanken, und da es längſt erf den
ernſtlichen Kampf mit geiſtigen Waffen verzichten gelernt at, weiß
es ſich in ſolchen Situgtionen nicht mehr anders zu elf als
durch die Anwendung der brutelen Gewalt. Jn dem ſchleswig-
holſteiniſchen Städtchen Pinneberg iſt man im Zeitraum von
wenigen Jahren jetzt ſchon zum zweitenmal dazu geſchritten, durch
infame Wahlrechtsverſchlechterungen die Arbeiterſchaft um die ihr
zuſtehende Vertretung in der kommunalen Körperſchaft zu prellen.
Am letzten Donnerstag begründete der Bürgermeiſter der Stadt
einen Magiſtratsantrag auf Abänderung des Ortsſtatuts, der
darauf hinausläuft, Hunderte von Arbeitern um das kommunale
Wahlrecht zu bringen. Er erklärte kurz und bündig, bei Auf-
ſtellung der Bürgerrolle habe ſich ergeben, daß ein ſehr großer
Zuwachs zu verzeichnen ſei, und dieſer hauptſächlich der Sozial-

demokratie zufallen werde. Daher ſei es leicht möglich, daß
die Bürgerlichen nicht mehr ihre Kandidaten durch
bringen könnten, das hätten ſchon die letzten Wahlen gezeigt.
Er richtete die Mahnung an die bürgerlichen Vertreter, da ſie
jetzt noch die Macht in Händen hätten, dieſe auszu-
nutzen und ſtatt 1050 Mk. 1500 Mk. zu ſetzen, da ſonſt bei der
nächſten Wahl der vierte und im folgenden Jahre der fünfte und
ſechſte Vertreter dieſer Partei gewählt würden. Er wolle wohl
den Arbeitern eine Vertretung gönnen, ſie aber nicht zur Macht
kommen laſſen. Dieſe rückſichtslos den Machtſtandpunkt betonende
„Begründung“ war den bürgerlichen Vertretern völlig genügend.
Sie hielten es nicht für notwendig, auch nur mit einem Wort auf
die ſcharfe Kritik ihres Verhaltens durch unſern Redner zu ant-
worten, und ſtimmten dem Entrechtungsantrag glatt zu. Wozu
ſich auch noch in geiſtige Unkoſten ſtürzen, wenn man die Macht
in Händen hat!

Deutſches Reich.
König Landrat beſtimmt in Preußen? Die Bewohner der

Gemeinde Uſchlag (Kreis Münden, Hannover), Arbeiter und
Kleinbauern, waren der ſeitherigen Vetternwirtſchaft auf dem
Gemeindehauſe überdrüſſig geworden und wählten am
28. April kurzerhand mit großer Mehrheit vier Arbeiter
zu Beigeordneten. Nun unterlag dieſe Wahl der Prü-
fung durch den Landrat und der dekredierte in althergebrachter
Weiſe:

Die Beſtätigung der in der Gemeindeverſammlung zu
Uſchlag vom 23. April 1911 zu Beigeordneten gewählten Per-
ſonen (folgen Namen) wird unter Zuſtimmung des Kreis-
ausſchuſſes auf Grund des S 26 der Landgemeindeordnung
und des S 31 der Kreisordnung vom 6. Mai 1884 verſagt,
weil die Gewählten ſich wegen ihrer bewuß-
ten Zugehörigkeit zur ſozialdemokrati-ſchen Partei zur Wahrnehmung eines obrig-
keitlichen Amtes nicht eignen.

von Stockhauſen.“

75 Prozent der wahlberechtigten Gemeindebürger wählen
die vier Arbeiter, weil ſie dieſe für befähigter zur Führung
der Gemeindegeſchäfte halten, als die bisherige agrariſche Ver-
waltung. Dem Landrat aber iſt dieſer Wille der Wähler Luft,
für ihn ſind Sozialdemokraten minderen Rechts. Es iſt un-
glaublich, wie die Bureaufratie verfährt,. aber echt preußiſch!
Dieſer Fall zeigt neben vielen anderen wieder einmal etklatant,
wie tief wir in Preußen noch in mittelalterlichen Zuſtänden
ſtecken. Mit dem Sturz des Dreiklaſſenwahlrecht s
wird auch die Macht der preußiſchen Bureaukratie gebrochen
werden!

Zwei Jahre Feſtung für einen Duellmord. Der Leutnant
Freiherr v. Richthofen, Sohn des verſtorbenen Staats-
ſekretärs des Auswärtigen, hatte mit dem Maler von Gaff-
ron Geldgeſchäfte gemacht. Der Offizier trat dem Maler eine
Erbſchaft von 40 000 Mark ab und erhielt dafür 25 000 Mark
bar. Seine Brüder, der bekannte antiſemitiſche Oberlandes-
gerichtsrat v. Richthofen in Jena und der Legationsrat von
Richthofen regelten die Sache ſchließlich ſo, daß von Gaffron
ſich mit der Rückzahlung der 25 000 Mark nebſt den üblichen
Zinſen zufrieden gab. Zwiſchen dem Leutnant und dem Maler

hatte fich natürlich ein ſehr geſpanntes Verhältnis entwickelt,
das. ſchließlich dazu führte, daß dem Maler eine Forderung
zum Duell zuging. Dieſer lehnte ab, indem er die Satisfak-
tionsfähigkeit des Offiziers beſtritt. Die Folge war ein be-
leidigender Brief, auf den der Maler mit einer kräftigen Ohr-
feige antwortete, die er dem Leutnant v. Richthofen in einem
Berliner Weinlokal verabreichte. Nunmehr kam es zu dem
Duell, das damit endete, daß der Offizier den v. Gaffron
niederſchoß. Für dieſe Tat erkannte das Kriegsgericht auf die
zuläſſige Mindeſtſtrafe von zwei Jahren Feſtungshaft.
Die Urteilsbegründung ſtellt geradezu ein Ehrenzeugnis für
den Leutnant v. Richthofen dar, der nach alledem beſtimmt
auf baldige Begnadigung hoffen darf. Und da ſage dann noch
einer, daß es in Preußen kein gleiches Recht gibt!

Soldatenmißhandlungen. Die Koblenzer Volks-
zeitung berichtet in ihrer Nummer 409 über nicht weniger
als drei Soldatenmißhandlungsprozeſſe aus der Garniſon
Koblen z. Das Kriegsgericht befaßte ſich mit dem Sergean-
ten Quade vom Trainbataillon Nr. 8 wegen vorſchrifts-
widriger Behandlung und Mißhandlung Untergebener. Er

v r

ſehnlich in der dunkelgrauen Grundfarbe, verliehen Zutrittzu jedem einzelnen Hauſe die eine zum Erdgeſchoß, die andere
zu den Stockwohnungen. Eine rieſige Spiegelſcheibe im Par-
terre des mittleren Hauſes verriet, daß hier ein Laden einge
richtet wurde.

An den Fenſterchen der dritten Stagen in den beiden erſten
Häuſern hingen ſchon Gardinen, im zweiten Slkock des Ge
fchäftshauſes zeigte ein ſchräg über die Scheiben geklebtes
Plakat an, daß auch dieſe Etage ſchon vermietet war. Die
beiden anderen Häuſer waren nicht ſo weit vorgeſchritten;
Stukfateure, Zimmerleute und Maler wimmelten durch
einander.

Jm Laden ſah es aus wie in einer Rumpelkammer; Farb-
tonnen und Büchſen ſtanden und lagen haufenweiſe umher.
An der Frontſeite malte ein junger, mürriſch ausſehender
Maler; ein flaches Mützchen hing ihm auf dem Hinterkopfe,
ein farbenbefleckter Kittel fiel ihm bis über die Knie hinab.
Ganz und gar in ſeine Arbeit vertieft, ſetzte er die Türränder
mit grüner Farbe ab von etwas dunklerer Tönung wie die
Farbe der Frontſeite.

Hendrik ſah ihm von der Seite aufmerkſam zu. Als der
Maler fertig war, trat er ein paar Schritte zurück, um den
Effekt ſeines Werkes zu beurteilen.

„So, Herr,“ brummte er, offenbar befriedigt, „jetzt morgen
noch etwas Lack, und die Geſchichte iſt in Ordnung.“

Hendrik zuckte verächtlich die Achſeln.
„Ach, Biet, machen Sie doch keine Faxen! Dieſe Front muß

noch mehr aufgefriſcht werden, das gibt dem Bau Schick.“
Erklärend hob er den Finger. „Dieſe beiden Säulchen müſſen
Silber und die Schmetterlinge und Korallen noch mehr Rot be-
kommen, auf den eiſernen Türanleger muß ein kleines
Muſſter.“

„Wenn der Alte mich etwa anſchmieren will mit mir iſt
nichts ausgemacht,“ verſetzte der Maler entſchieden.

„Bleibt mir gleich.“
„Jch will ihn mal rufen,“ murrte Biet. Er lief zum letzten

Hauſe und ſchrie in das Treppenhaus hinein. Meiſter Honing
trippelte die Treppe herab.

„Der Herr will,“ ſo überfiel ihn Biet, „die Säulchen mit
Silber, alles mit Rot abgeſetzt und eine Schablone auf dem
Anleger. Davon weiß ich nichts.“

„Pff,“ ſeufzte das Meiſterchen, einen Moment ſtehen bleibend
u überlegend, während ſein rundes Geſicht vor Konſternation
glühte.

Auf Hendritk zutretend, richtete er ſeinen Kennerblick wohlge-
fällig auf die Hausfront.

iſt ſo viel hübſcher,“ ſuchte er in ſüßlichem Tone zu über
reden.

„Es ſchmeichelt dem Auge nicht.“
„Nun, nun, Herr Müller, da kann ich Jhnen nicht zuſtimmen.

Es wird viel zu bunt, viel zu auffallend.“
„Machen Sie ſich darüber keine Sorgen,“ lachte Hendrik.
„Na, Biet, Sie haben es ja gehört, da iſt nichts zu machen.“
„Alſo im Stundenlohn?“ fragte der Maler.
„Jm n Das Meiſterchen wurde rot vor Wut.

„Sie haben den Plunder übernommen mit allem, was drum
und dran hängt. Jch ſoll das Riſiko tragen und Sie wollen
das Geld einſtecken Nein, mein Lieber, da ſind Sie an die
falſche Schmiede gekommen.“
Vie arheite nicht zu anderer Leute Vergnügen,“ entſchied

iet.
„Ja, freilich, oben drein auch noch 'n großen Schnabel,“ rief

Honing. „Nun ja, der Meiſter kann ja von der Luft ſchnappen.
Für 'nen Spottpreis übernimmt man die Kiſten nur wegen
der Leute, ihr aber glaubt immer am Fettnapf ſitzen zu dürfen.
Was für 'n Zuſtand was für 'n Zuſtand!“

„Das Gejammer iſt mir zu langweilig,“ brummte Hendrik
ſich abwendend. „Lächerlich, wegen ein paar Gulden ſolch einen
Spektakel zu machen.“

Er ſchritt Brandſen entgegen, der, ſein Rad an der Hand
führend, über die Brücke kam.
y „Hatten Sie Krach mit Honing?“ fragte der

eiter.
„Denken Sie ſich, der findet die Hausfront außerordentlich

ſchön; er ſoll ſie mit Rot und Silber abſetzen, das friſcht den
Plunder auf.“

„Eine Kleinigkeit,“ meinte Brandſen.
„Ganz recht, aber das Meiſterchen und ſeine Leute laſſen ſich

das Geld ſchenken; doch da ſind wir nicht zu Hauſe.“
„Da ſind wir nicht zu Hauſe,“ lachte der Unternehmer.
Hendrik rief einen Zimmermannsjungen herbei, der das Rad

des Herrn Brandſen in den Schuppen brachte.
Bei der Beſichtigung der Bauten kamen die Herren auch in

die untere Wohnung des letzten Hauſes, wo in einem kleinen
Raum eine Anzahl Taglöhner ſchafften.

Der Unternehmer zählte ſie lächelnd. „Sechs Mann.“
„Noch nicht genug. Jch muß am Mittwoch fertig ſein.“
Der Unternehmer wurde ſtill.
Um den Block herumgehend, blieb Brandſen an der Ecke bei

der Brücke ſtehen. „Sehen Sie,“ erklärte er, „nun ſchließt

Unternehmer

hier das Eckhaus an; das wird natürlich auch ein Laden. Jn
der Verlängerung der Brücke kommt eine Straße; mit dem Eck-

'n Unternehmen, was?
Wir müſſen die Geſchichte nun abmachen; auf dem

Ruhe beſprechen.“
Fortſetzung folgt.)

haus bauen wir noch zwölf Haſten.
Koloſſal! üſſen diKontor können wir die Sache in aller



er Dorbaten in zwet Fauen furchkdar abgehetzt urd Re dann
ſchweißtriefend ſich in den kalten Hof ſtellen laſſen,
ſo daß die Leute ſich ſchwere Erkältungen zugezogen
haben. Er war ferner angeklagt, ſämtliche Angeklagte
ſeiner Reitabteilung vorſchriftswidrig be-
handelt zu haben. Es hielt ſehr ſchwer, aus den einzel-
'nen Zeugen etwas herauszubringen die ſtändige Erfahrnung
der Militärgerichte in Mißhandlungsprozeſſen. QOnade erhielt
infolgedeſſen nur drei Tage wegen eines Falles.

Der Unteroffizier Mettgenberg vom Feldartillerieregi-
ment Nr. 23 wurde wegen Mißhandlunginelf Fällen
und wegen Anſtiftung zur Mißhandlung von
Rekr unten durch „alte Leute“ in einer dunklen Stube zu
vier Wochen Mittelarreſt, und der Unteroffizier
Aljier vom Jnfanterieregiment Nr. 30 wegen Mißhandlung
eines Untergebenen zu 14 Tagen Mittelarreſt ver-
urteilt

Perlien.
Der Staatsſtreich des Exſchahs.

Die geſtrige Nachricht von der Landung des Exſchahs auf
perſiſchem Boden wird auch von Wien aus als zutreffend be
ſtätigt. Auf der Wiener perſiſchen Geſandtſchaft iſt man der
„Meinung, Mohammed Ali werde jedenfalls mit großen
Schwierigkeiten zu kämpfen haben, da die Bevölke-
rung gegenihn ſei. Er werde, ſoweit ſich bis jetzt über-
ſehen läßt, nur von den Turkmenen unierſtützt; er dürfte
aber auch die Unterſtützung Rußlands finden.

Die Landung des früheren Schahs Mohammed Ali erfolgte
bei Komeſchteps am Kaſpiſchen Meere in der Nähe von
Aſterabad. Er ſtand mit den dortigen Turkmenen ſchon ſeit
einiger Zeit in Verbindung. Während der Zeit, in der Huſſein
„Kuli Khan im vorigen Jahre Miniſter des Aeußern war,
wurden wegen dieſer Jntrigen bei dem Geſandten Großbritan-
niens und Rußlands ernſte Vorſtellungen erhoben, von dieſem
aber ignoriert. Nach den bei der perſiſchen Regierung einge-

gangenen und beiden Geſandtſchaſten auch mitgeteilten Nach-
richten war der frühere Schah in der letzten Zeit mehr als je

'beſchäftigt, Jntrigen gegen die jetzige Regierung anzuzetteln.
Sein Günſtling, Mujalal es Sultan, der im Jahre 10909 eben-
falls als Schutzbefohlener in Rußland aufgenommen wurde
und jetzt plötzlich in der Provinz Aſerbeidſchan unter den
Schahſewennen aufgetaucht iſt, reizt dieſe zur Empörung auf.
Andere Anhänger des Schahs landeten mit einem großen Vor-
rat an Patronen in Baku und erhielten trotz der Vorſtellungen
der perſiſchen Regierung die Erlaubnis, ſich nach Petrowsk zu
'begeben, wo ſie eine Beſprechung mit den Turkmenenhäupt-
lingen hatten.

Die perſiſche Regierung geht mit Entſchloſſenheit gegen
die Pläne des Exſchahs vor. Das neue Kabinett trat am Mitt-
woch zu einem Kabinettsrat zuſammen, dem der Regent bei-
wohnte. Verſchiedene hervorragende Perſönlichkeiten und

Führer, ſo auch der oberſte Poligzeichef, beeilten ſich, die Regie
rung ihrer Unterſtützung gegen den früheren Schah zu ver-
ſichern. Das Geleit Mohammed Alis durch ruſſiſche Behörden
und die ihm gewährte Erlaubnis, ihr Gebiet zu durchziehen,
wurden einer allgemeinen Erörterung unterzogen

Marokko.
Spanien und Frankreich.

Wie aus San Sebaſtian berichtet wird, yat die ſpaniſche
Regierung Frankreich bereits eine erſte Genugtunung ge-
geben. Der Miniſter des Aeußeren hat dem franzöſiſchen Ge-
ſchäftsträger gegenüber das Bedauern der Regierung aus
gedrückt, daß die ſpaniſchen Zeitungen im Rif im mißliebiger

Weiſe von dem Hauptmann Maureau berichtet haben. Ferner
wurde dem ſpaniſchen Befehlshaber in Elkſar unterſagt, Deſer-
teure der ſcherifianiſchen Armee anzuwerben. Er wurde weiter
angewieſen, die Waffen ſolcher Deſſerteure dem Sultan zurück
zuſenden. Cangalejas hat dem Oberſten Silveſtres dem
ſpaniſchen Geſchäftsträger in Tanger und dem ſpaniſchen Kon-
ſul in Karraſch die Weiſung erteilt, daß dem franzöſiſchen
Konſul vollſtändige Genugt nung gewährt werde.

Weiter hat der ſpaniſche Botſchafter in Paris dem fran-
zöſiſchen Miniſter des Aeußeren erklärt, wenn die ſpaniſchen
Agenten die Umſtände beſtätigten, unter denen die Feſtnahme
„Boiſſets erfolgt ſein ſolle, ſo könne die ſpaniſche Regierung
nicht umhin, den Vorfall zu bedauern und ſich mit Frankreich
über notwendige Entſchädigung zu verſtändigen.

Amerika.
Die Revolntion auf Haiti.

Nach Meldungen vrt-au Prince haben die Auf-
ſtändiſchen- die Regierungstruppen bei Trou

geſchlagen. Unter den Ausländern herrſcht große
Beunruhigung. Das Kriegsſchiff Antoine Simon, vor
mals Konſul Grotſtück iſt kampfunfähig. Aus Kingſton wird
gemeldet, daß einige angeſehene Deutſche aus Haiti wegen an

geblicher Förderung der Revolution ausgewieſen worden
ſeien.

Infolge der neueſten Erfolge der Aufſtändiſchen liegen in
Kap Haitien die Geſchäfte ſtill. Sämtliche Läden ſind
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ſecoſſen. Vie Kufſfanviſchen nahmen mehrere Stadte ein und
rücken gegen die Hauptſtadt vor. Die Lage iſt ſehr ernſt.

MHirika.
Niedermekelung einer deutſchen Militärpatronille?

London, 19. Juli. Dem Reuterſchen Bureau wird aus
Livingſtone (Rhodeſiag) gemeldet: Der Verwaltung ging
von Seskeke an der Grenze von Deutſch-Südweſtafrika die
Nachricht zu, nach Gerüchten, die unter Eingeborenen umliefen,
ſei eine Patrouille, beſtehend aus dem Diſtriktskommiſſar
v. Frankenberg, zwei weißen Sergeanten, 14 ſchwarzen Poli-
ziſten und 20 Trägern, von Leuten des Okawangoſtammes in
Rgamiland niedergemacht. v. Frankenberg ſei auf einem
Maultier entkommen. Die Nachricht ſei bisher unbeſtätigt.
Das Reuterſche Bureau erfährt dazu, daß auch die Charterei
Company keine Mitteilung erhalten habe, trotzdem Ngamiland
auf engliſchem Gebiet liege. Die Anweſenheit der deutſchen
Patrouille auf engliſchem Boden erkläre ſich daraus, daß die
Grenze noch nicht genau feſtgelegt ſei.

Jn Berlin liegt an amtlicher Stelle keinerlei Meldung
über den Ueberfall vor. Jn maßgebenden Kreiſen iſt man aber
der Meinung, daß es ſehr wohl möglich ſei, daß der Ueberfall
ſtattgehabt hat und auch, daß das Gouvernement Windhuk erſt
ſehr ſpät von den Ereigniſſen im Caprivizipfel Kenntnis er-
hält. Es ſei kaum anzunehmen, daß die Nachricht völlig aus
der Luft gegriffen ſei, nur iſt die Tatſache des Ueberfalls viel-
leicht aufgebauſcht worden.

Aus der Partei.
Aus den Organiſationen.

Der Sozial demokratiſche Verein Stuttgart ver-
öffentlicht ſoeben den Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 1. Juli
1910 bis zum 30. Juni 1911. Die Mitgliederzahl ſtieg in
dieſer Zeit von 5141 auf 6833, das iſt um 1692. Verhältnis-
mäßig noch erheblicher iſt die Zunahme der weiblichen Mit-
glieder, von 241 auf 481 die Zahl hat ſich alſo mehr als
verdoppelt. Die Zahl der Wochenbeiträge (männliche
Mitglieder 10 Pf., weibliche Mitglieder 5 Pf.) ſtieg von 228131
auf 292087, das iſt um 63956 Beiträge. Es gelangten 163000
Flugblätter und 7304 Broſchüren zur Verbreitung. Der
Kaſſenbericht ſchließt mit 35 544 M. Einnahme und 36382 M.
Ausgabe. Die Mehrausgabe von 837 M. erklärt ſich dadurch,
daß der Verein zwei Wahlkämpfe durchzufechten hatte, die
Bürgerausſchußwahl und die Oberbürgermeiſterwahl, die 5529 M.
Koſten vernrſachten. Der bare Kaſſenbeſtand beziffert ſich auf
5386 M. An die Kreis- und Landeskaſſe führte der Verein
14066 M. ab. Außer einer großen Anzahl öffentlicher Ver
ſammlungen wurden 13 allgemeine Mitgliederverſammlungen
abgehaiten. Die Bezirksvereine veranſtalreten 136 Mitgliederver-
ſammlungen, davan 96 mit Vorträgen, und 44öſſentliche Verſamm-
lungen. Das Wachstum der Parteipreſſe hat leider trotz intenſiver
Werbearbeit der Genoſſen mit dein Wachstum des Vereins
nicht Schritt gehalten. Die Leſerzahl ſtieg nur um 935. Der
Bericht gibt weiter Kunde von einer ſehr regen Bildungsarbeit
durch Veranſtaltung von Unterrichtskurſen, wiſſenſchaftliche
Einzelvorträge und künſtleriſche Veranſtaltungen, Literatur-
vermittlung uſw. Jm Bildungsausſchuß ſind die Partei, die
vereinigten Gewerkſchaften und die Jugendorganiſation mit je
drei Delegierten vertreten. Die Hauptlaſt in finanzieller Be
ziehung liegt aber auf dem Sozialdemokratiſchen Verein. Die
Rechnung des Bildungsausſchuſſes ſchließt mit 6283 M. in
Einnahme und Ausgabe ab. Die Jugendbewegung bedarf
noch ſehr der Förderung. Die Schaffung eines Heims für die
Jugend dürfte die dringendſte Aufgabe der nächſten Zeit ſein.

Die Kreisgeneralverſammlung des Erfurter Reichs
tagswahlkreiſes fand am Sonntag in Albrechts bei Suhl
ſtatt. Aus dem Jahresbericht erſehen wir, daß im letzten Jahre
drei neue Ortsgruppen entſtanden ſind und die Kreisorgani-
ſation um 500 männliche und 200 weibliche Mitglieder zu
genommen hat, von 2435 iſt die Mitgliederzahl auf 3130 ge-
ſtiegen. Die Abonnentenzahl der Tribüne iſt im abgelaufenen
Jahr um rund 1400 im Kreiſe geſtiegen. Verſammlungen
wurden 175 abgehalten und 67 Volksverſammlungen behandelten
aktuelle Tagesfragen. Jm allgemeinen wird guter Beſuch der
Mitglieder- und meiſt Maſſenbeſuch der Volksverſammlungen
konſtatiert. Durch den Kreis wurden 11000 Kalender, 40000
Wahlrechtsflugblätter und außerdem durch den Ortsverein
Erfurt 20000 Flugblätter zur Reichsverſicherungsordnung und
15000 zum Frauentag verbreitet. Der Reichstagswahlfonds
hat die ſtattliche Höhe von 5083,30 M. am 30. Juni erreicht.
Aus dem Bericht iſt ſonſt noch ein reges Leben in den Orts-
gruppen zu konſtatieren. Der größte Ortsverein Erfurt hat
zum Beiſpiel ſeine Mitgliederzahl im abgelaufenen Jahre uma gagſtatkotten die Abonnenten-

„Tribüne“ um 769 in ſeinem Gebiet geſteigert.
428 erhöht und durch einige
zahl der

r Je ausgeſperrten Steinſetzer: Vom Verband der Schneider

25 Mark. c A. Müller.
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Polizeiliches und Gerichtiiches
Vom Poliziſteneid.

Zu Mülhauſen i. Elſ. erreignete ſich bekanntlich am
Abend des 1. Mai bei der Rückkehr eines Zuges von Mai-
feierdemoitſtranten, die einen Nachmittagsaueflug gemacht hatten,
nach der Stadt, ein nicht ganz unblutig verlaufener Zuſammen
ſtoß mit der Polizei; zwei Schutzleute, die ſich durch
beſonderen Uehbereifer dabei auszeichneten, wurden dabei ver-
letzt, ſo daß ſie fich in einer nahen Apotheke verbinden laſſen
mußten. Lebensgefährlich war keine Verletzung; am ernſteſten
war ein Meſſerſtich, den der eine Schutzmann in die linke Schul
ter erhielt, von dem er ſich aber ſchon nach wenigen Tagen
wieder erholte. Wegen Körperverletzung, tätlichen Angrifſes
und Widerſtandes, ſowie Schutzmannbeleidigung erſchienen nun
Ende der vergangenen Woche vier Teilnehmer jenes Maifeier
ausfluges, alle vier Arbeiter, vor der Strafkammer des Land-
gerichts Mülhaufen. Es war eine ganze Anzahl Belaſtungs-
zeugen geladen, darunter mehrere Schutzleute, Polizeipräſident
Dickmann uſw. Das Ergebnis der Beweiserhebung war in-
deſſen ſo mager, daß der Vertreter der Staatsanwaltſchaft
ſelbſt die Anklage gegen drei von den vier Angeklag-
ten fallen laſſen mußte, ſo daß dieſe drei unter Belaſtung
der Staatskaſſe mit den Koſten freigeſprochen wurden.
Nur beim vierten Angeklagten, deſſen Verteidiger in der Ver-
handlung, wohl um die Richter für ſeinen Klienten günſtiger zu
ſtimmen, ausdrücklich feſtſtellte, daß er weder politiſch noch

gewerkſchaftlich organiſiert ſei und keiner politi
ſchen Partei angehöre, hielt das Gericht die Schuldirage
ſür erwieſen und verurteilte den erſt achtzehn jährigen
jungen Mann, den allerdings ſchon wegen „verbotenen Waſfen-
tragens“ vorbeſtraften Tagner Engen Boeringer, der den
Meſſerſtich gegen den Schutzmann Krafft geführt haben ſoll,
wegen „gefährlicher Körperverletzung in rechtlichem Zufanmen-
treffen mit tätlichem Angriff, Bedrohung und Beleidigung“ zu
einer Geſamtgefängnisſtrafe von zwei Jahren und
zwei Monaten. Zwei Monate der Unterſuchungshaft kommen
in Anrechnung. Der Vertreter der Anglagebehörde hatte ein
Jahr Gefängnis beantragt.

Die anffällige Härte des Urteils muß um ſo mehr befremden,
als die Verurteilung ſich eigentlich nur auf die Aus-
ſage eines 16jährigen Jungen ſtützt, deſſen Beküundungen
obendrein mit den Ausſagen anderer Zeugen im
Widerſpruch ſtehen. So behauptete der jugendliche Zeuge ſteif und
ſeſt, der verletzte Schutzmann Krafft habe in dem Tumnlt blanuk-
gezogen gehabt und der Angeklagte Boeringer habe verſucht,
ihm den Säbel zu entreißen, während andere Zeugen be-
kunden, der Schutzmann habe nicht blaukgezogen gehabt und der
Schutzunann Krafft ſelbſt dies unter Eid beſtätigte. Boeringer
beſtritt beharrlich, den Meſſerſtich geführt zu haben, und einzig
dieſer 16 jährig Junge will geſehen haben, daß er der Meſſer-
ſtecher war.

Der ganze Krawall war entſtanden, weil in dem Zuge der
Ausflügler eine improviſierte rote Fahne (ein Fetzen rotes
Tuch an einem halbmeterlangen Stock) mitgeführt worden war
und die Polizei den Ehrgeiz hatte, dieſes Stückchen rotes Zeu
zu erobern. Von dieſer „Fahne“ ſagte Polizeipräſident Dieck
mann als Zeuge aus, daß er ſie dem Träger perſönlich ab
forderte und von ihm ohne Weigerung ausgehändigt bekam,
worauf es nicht geringe Senſation hervorrief, als ein als Zeuge
auftretender Schutzmann gleichfalls unter Eid bezengte, daß
er die Fahne erobert und dem Polizeipräſidenten ſpäter über
geben habe. Der Herr Polizeipräſident wurde durch dieſe Aus
ſage eines ſeiner Untergebenen ſehr überraicht.

Ein anderes Schutzmanns- Mißverſtändnis das den Tu
mult mitverſchuldete, wurde gerichtlich feſtgeſtellt. Polizeiprä-
ſident Dieckmann, der ſich ehrlich bemühte, jeden ernſten Zu
ſammenſtoß zu vermeiden, hatte im Lärm zweien ſeiner Unter
gebenen, die einen auf einem Gaul daherkommenden Bauarbeiter
anhielten, zugerufen: „Laßt ihn doch gehen!“ Die beiden
Hüter der Ordnung verſtanden: Er ſoll gehen nämlich zu
Fuß, und riſſen den Mann herunter, ſo daß im Nu ſich ein
Menſchenknäuel gebildet hatte, der nur durch das energiſche
Eingreifen eines Gewerkſchaftsbeamten entwirrt werden konnte.
Der Polizeipräſident als Zeuge erkannte dieſe wirkſame Unter
ſtützung ausdrücklich an.

Das Erſtaunen über das Schreckensurteil gegen den Boeringer
nach dieſer Beweiserhebung kommt auch in der bürgerlichen
Lokalpreſſe draſtiſch zum Ausdruck.

G aeeeeeeeeeeeeeeeeeeeereeeFür die ausgeſperrten Steinſetzer gingen ein:
Halle. Vom Verband der Töpfer 30, vom Verband der Berg

arbeiter 10,45 Mk. Anguſt Müller.Querfurt. Vom Radfahrerverein Solidarität 10,--, vom Ver-
band der Dachdecker, Zahlſtelle Querfurt 20, Mk. Karl Walther.

c e

Perantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver-
miſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen, Pro-
vinzielles und Verſammlungsberichte Gottl. Kasparek,
ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 8 Serten., rechſtunde der Redaktion von 212 bis 221 Uhr.

r c ne e e e e. rauh re u rn e Wu ä n n enKahad rein

hHafer-Kabad Pfund 29f.

Gebr. Kaffee Bund 02 f.

behr. Gerste

hausm.-Hudeln v Bund 2 Pf.

Haushalt-kmade-duher) cchohpolage
ohne Blau Pfund Pf. rein Pfund Pf.

fadehudein Wiünd 12 vt. Vanille-Saucenpule. Aer 16 w.

Pfund 20

Zohnen Pfund 13 Pf.

linsen Pfund s 10 v.
Puädingpuirer 9 Bor. 20

ßote Grütze Pat. 16

Pfund 00 f. Waismeh

Pfund 14 v.

ksche Gerhen tig 19 f.
frische lomzten Piund 10 Pf.

Kradben j. eleg. Doſe J Pf.

BHeriag in Gelee Doſe 30 Pf.

Pfd. 10
kauchfleisch Pfund 68 v.

fetter 9pech Pfund 90 Pf.

lLand-leherwurt vund 48 f.

Mettwurst Pfund 90 f.

-ZJ T T T7F-=WJ„ [-vvVvVv Jne

Pfund 1 2 Pf.

Pfund 16 Pf.

Pfund 32 Pf.

Doſe 28.

Wwbeersirun

He)sardinen

Pfund v. Gumme Doſe 79
Pfund 13 Pf. itraren eng 10

Kartoffeln

bratheringe

bimarckheringe

Apchovis

Ktangenspargel

Pflaumen -Narmelade e 30

Neue nahme
Pfund4 Pfund

Doſe 45 Pf.

Doſe 430 Pf.

Glas 23

Doſe 90 f.

Pf.

Rotwurgt Pfund Pf.
Tülbiter Käge Pfund J9 Pf.

Kokesftocten Wfund 10 f.

ben Kaufelt d. O.
ben Bh Bund w.

e



Walhalla
Nur noch Freitag und Sonnabend

alle sei mir gegrüsst!
Sonntag abends 8 Vhr zum erston Mal:

DerStabstrompeter
Grosse Gesangsposse in 4 Akten von Mannstedt.

Musik von Steſens.

Verband à Gemeinde 1 Kagtarveſter

Filiale Halle a. S.
Sonnabend, den 22. Ja 1971. abends S Uhr,

im Glauohaer Sohützonhaus, Verchenfeldſtraße:

Mitglieder-Versammlung.r ag esordnung wird in der Verſammlung bekannt gegeben.

Um zahkreiches Erſcheinen erſucht Der Vorstand

Wir lagen besonderen Wert auf wasser-
dichte leichte Stoffe u. gute Verarbeitung.

e

Rucksäcke.
Bei der Zusammenstellung unseres Sortiments

haben wir jedem Wunsche Rechnung getragen.

z Sio Buden eine Speszial-Aueetehang in unserer Paeeage 3

C. F. Ritter.
Leipzigerstrasse 90.

T ion: Gustav Poller.
lich abends 8.15 Uhr
t großem Lacherfolg:netter

zentr. Burleske i. 3 Akten m.en Tanz v. Scheuer u. Ve,
Wiuſit v. E. Etnau-Ewall.

Bernſtein Fußboden
Lack- Farbe

on über Nacht glashart.
1 Kg. Zur .20 Mk.

ergleichen Sie Konkurrenzpreiſe.
Halleseh. Tapeten Haus. Geiststr. 5.

20--28R. Nebenverdienstwöchentlichf. Fabrikarbeiter. Hochf,

veelle Neuheit, Muſter re

Gerbandh d. kubrikarveiter! Deutschl.

zahistelle Halle a. SBurcau: Harz 4243, geöffnet von eäh und Uhr. Telephon 2766.

Sonnabend den 22. Juli 1911 abends S DZTDTZAUhr im Volkspark:

General-Verſammlung.
Tagesordnung:

1. Geſchäfts und Kaſſenbericht ſowie Bericht der Reviſoren.

2. m ige
3. Verbandsangelegenheiten und Verſchiedenes.

Einen zahlreichen Beſuch erwartet Die Ortsverwaltung.
Ohne Mitgkiedsbuch Kein Zutritt. S

und Umgegend (e. G. m. h. H)

Sonntag den 23. Juli 19h nachmittags 3 Uhr im
„Herrenkrug“

alweroräeutl beneralrervanmlunn.

Tagesordnung:
1. Beſchlußfaſſung über die Geſchäftsanweiſung des Mitglieder

Ausſchuſſes, eventl. Wahl derſelben.
2. Kenntnisnahme von der Aufhebung des Vieferantengeſchäfts.
3. Grundſtückserwerb.
4. Einführung von Sparmarken.
5. Geſchäftliches.
Zu dieſer wir Verſammlung laden wir insbeſondere

die Frauen unſerer Mitglieder ein, da eine C n
arran iert iſt. Alpert Schmidt.

Rum Merein für Langerhaugen

Nur vord Bonnerstag un Freilag:

Sensation
Die NMilbraut.
Hochdramatische u. spanpende
Handlung a. d. Zeit d. Pharaonen.

Achtung?
Montag bis Freitag, nachm.

4-7 Uhr
Familienvorstellung.
Bedeutend ermässigte Preise.

Metallarbeſter

Sonntag den 23. Juli von nachmittags 3“/2 Uhr ab
im Volkspark:

Sommer- Vergnügen
beſtehend in

Blumenverlosung, Preisgchlecren, Preiskegeln

und Tunzvergnügen.

Nachmittags: Tanzkränzchen Ahends: Ball
Zahlreichem Erſcheinen der Mitglieder nebſt ihren

werten Angehörigen ſieht entgegen
Die Verbandsleitung.

Zentral-Verhand der Zimmerer
Zahlstelle Querfurt

Sonntag, den 23. Juli 1911, abends 8 Uhr,im Bahnnhofs- Hotei:

m Vergnügen,verbunden mit
humoriſtiſchen Vorträgen, ausgeführt von Herrn Bornschein-Halle.

Freunde und Gönner ſind hierdurch freundlichſt eingeladen.
Der Vorstand.

Glauchaer Ballsäle.
Freitag den 21. Juli abends 8 Ubhr:

Crosres Garten Konzert.
Gutbesetztes Orehester mit auserwähltem Programm.

Hierzu ladet freundlichst ein Fr. Sachse.

a I Etarten 24 t grtteere

Aktuell.
De 6bzialpolitil der

öbzialdemolrutie.

Eine ſehr zeitgemäße und
wertvolle Broſchüre des
Halleſchen Arbeiterſekre-
tärs Friedrich Kleeis.

Jeder Arbeiter muß dieſe auf
klärende Arbeit im eigenen

Jntereſſe leſen.

Preis nur 25* Pfennig.

Zu beziehen durch alle Aus
träger und durch die

Volksbuchhandlung,
Halle a. 6., Harz 42/43.

=»/mmm»„WwWr—=——T=TrTr J

enu Momig Co
wenn Sie Jhre Geſundheit
erhalten wollen. Garant. rein.

Blütenhonig, hervorragendQuali t, Pfd. 80 Pfg.,
bei S Pfd. 75 Pfg. empfiehlt

ln e
Zu ſpät
iſt es nie, ſich eines guten Rates
zu bedienen. Einen ſolchen erteilt
unſere hochwiſſenſchaftliche, reich
illuſtrierte Abhandlung über ein
wichtiges, ſanitäres und ſoziales
Thema. Zu beziehen gegen
30 Pfennig in Marken durch
I. Rolle, Weißenfels g. 6.,

Beudihſtraße 24 a.

Möbeltransporte Weſergt vinig

R. Welhmann., 35.

Verſäume keiner dieſe Gelegenheit.

Anlon Schuwann, Hehenstein-Ernsnhal i.

SoDnmertbsten I Hasserabrten

empfehlen wir als beſonders preiswert

ds. 95, bö, b Dtz. von 35 v. an.

Vereine
erhalten hohen

Rabatt.
H. Bür.

Lampions, Stocklaternon, Fabnen, (ärlapden,
Dtz. von 24 Dtz. von 608. an.

Spezial-Amt, Verlosungr- U. Verelng-Gegenstände.

Glücksrädoer
stehen leihweise
zur

der rtra pimigen Verkauf T ſtelle ich einen großen Poſten

prima TmIetts prima.
Rur gute Vare zu ſehr billigen Preiſen.

Autoklappstühle, eher e o

Faulenzer, mit und ohne Armlehne und Arie 1*

Feldstünle, mit und ohne ehe Pf., 48 Pf. 35

Nusghaum.

Neu! Soeben eingetroffen. Neu!
Reichorervitherungs-Orcunn.

Praktiſcher Führer

für alle Verſicherten durch die Kranken-, Vn-
fall-, Invaliden- und Hinterbliebenen-Ver-
sicherung, nebſt Hinweisen auf das Vor-

fahren und die Rechtswegoe,
Verfaßt von den Arbeiterſekretären Güldenberg
und Kleeis-Halle, Mössinger und Vndeutsch-

Magdeburg.
Preis 30 Pfennig.

Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung,
Halle a. S. Harz 42-43.

LILIILIIIIIIILIIIIA.LIIAI III ILIIIIIIIIIIILIIIIII
Zur Anfertigung felner Rerron- Garderobe nach Maß

empfiehlt sich

e

Grosses Lager e und englischer Stoffe.
Otto Bartelt, Hallorenstr. Ie, I. I.

z Freitagsonen fest.
M. Fromme,Liebenauerſtrahe 5.

itS S v n.Vr. Potervu,
27.

S 22. Geiſtſtr. 22.Letzte Nenheit!
Xochfeine Arbeit!

Wohnzimmer i. Nussbaum

1 Schrank, reich geschn. 85 M.
1 Vertiko, reich geschn. 85
1 Sofatisech 251 Moquette-Diwan 90
4 mod. Stühle 241 Trumeau 401 feine Küche, Komplett 88

Schlafzimmer
in allen Preislagen, in e Arbeit,

bei anerkannt bill.Gebr. Kroppenstädt,
Möbelfabrik, Gr. MürkKoerstr. 4.

Aermelplättbretter
t gepolstert.F. Kitter,

Leipzigerstrasse 90.

B. Khinler,
bhren L äoſtwarechangine

Meine Vriohstr

Gravieren gratis.
Rabatt in Marken oder bar.

Vollheringe
er n Stück 7 v.und fett,
Neue Kartoffeln 5 Pfund 30 Pf.
Gebrannte Gerſte Pfund S Pf.

Pilo 3 Schachteln 25 Pf.

Il Weinholn
Kleiner Berlinnur an der Gr. Martttter.

S0/0 in Rabattmarken.Rogelleizenl

Diese Woche wieder kf.
Altes übrige wiebekannturäehrathel

A. Thurm,
Reilstrasse 10.

Teicha-
Ehrenerklärung.

Die Beleidigung gegen die Ar-
beiterin Auguſte Schmuhl nehme

t wna nna Prosoh.

u
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Die hausagrarier.
Zum Deutſchen Hausbeſitzertag in Chemnitz.

Unter den Gegnern, die die Sozialdemokratie eigentlich bezahlen
müßte, wären ſie nicht ſo freundlich, ihre Aufklärungsarbeit ganz
unentgeltlich zu verrichten, ſtehen die organiſierten Haus-
herren mit in der erſten Reihe. Alljährlich, wenn zur Hoch-
ſommerzeit die Getreuen des Spandauer Juſtizrats Baumert zum
deutſchen Hausbeſitzertag zuſammentreten, darf man von ihnen ein
Kabinettſtück ſozialpolitiſchen Anſchauungsunterrichts erwarten, und
noch niemals ſind die überſchwänglichſten Hoffnungen von ihnen
enttäuſcht worden. Der diesjährige Herrentag in Chemnitz hat
nun durch das Auftreten des Saarbrücker Scharfmacheragenten
Dr. A. Tille eine beſondere Verſchönernng erfahren. Herr
Alexander Tille, der für eine „moralinfreie“ Arbeitgeberpolitik mit
der gleichen Begeiſterung ficht, wie der Juſtizrat Baumert für den
„das Zuſammengehörigkeitsgefühl ſtärkenden“ Gemeinſchaftsabort,
hat dort ſeine bekannten Theorien auf das Hausbeſitzertum ſpezia-
liſiert und zum „Kampf gegen den Bodenkommunismus und
Wohnungsmoralismus“ aufgerufen. Das berüchtigte Wort
aus der Gründerzeit: „Mit Moral baut man keine Eiſenbahnen“,
hat damit eine zeitgemäße Auffriſchung erfahren. Mit Moral
baut man auch keine Zinskaſernen.

Aber mit der Geſchicklichkeit, die Draufgängern ſeiner Art nun
einmal eigentümlich iſt, hat der Saarbrücker Alexander dem von
ihm bekämpften Wohnungsmoralisnus und Bodenkomm unismus
ein äußerſt ſchlagkräftiges Argument in die Hände geſpielt. Er
begnügte ſich nicht damit, die organiſierten Hausbeſitzer gegen
über dem „innern Umſturz“ der Arbeiter und den nach ſeiner
Ueberzeugung gänzlich un zuverläſſigen Beamten als die
wahren „Träger der herrſchenden Staats-, Geſellſchafts- und
Wirtſchaftsordnung“ zu feiern, ſondern er fügte noch ſtolz hinzu,
es verdiente wohl beachtet zu werden, „daß das Wohnungs-
weſen im Volkshaushalt heute den fünften Teil
ausmacht“. Zum ideologiſchen Ueberbau ſeiner ſtaatserhalten-
den Rodomontaden hat Herr Tille damit auch das ſolidere wirt
ſchaftliche Fundament aufgeriſſen. Wahrhaftig! Da man im
allgemeinen annehmen kann, daß der Betrag der Wohnungsmiete
durchnittlich den fünften Teil des Einkommens ausmacht, iſt es
gar keine große Uebertreibung mehr, wenn man behauptet, daß
ſicher ein Fünftel des geſamten Volkseinkommens in Form von
Mietezahlungen in die Taſchen der Hausbeſitzer fließt.
Aber was beweiſt das für die Hausbeſitzer in einer Welt, die die
Menſchen nicht danach beurteilt, was ſie einnehmen, ſondern viel-
mehr danach, was ſie für das Ganze der Volkswirtſchaft leiſten.

Es wäre natürlich ein dilettantiſcher Trugſchluß, wollte man
annehmen, daß der Betrag, der allvierteljährlich oder allmonatlich
von den Hausagrariern eingezogen wird, nunmehr als unverkürztes
Einkommen dieſen zugute käme. Vielmehr fließt ein breiter Arm
dieſes ungeheuren Goldſtromes weiter zu Bodenwucherern,
Banken, Spekulanten, zu Gruppen, die das Hausbeſitzertum
ſelbſt oft genug als Gegner bekämpft, und das im Organismus
dieſes rieſenhaften volkswirtſchaſtlichen Schmarotzertums den aller
gefährlichſten Teil darſtellt. Aber für das Hausbeſitzertum iſt
freilich nicht allzuviel gewonnen durch die einwandfreie Feſtſtellung,
daß es ſeine Gewinne mit andern Kreiſen teilen muß, die für die

n ebenſowenig poſitive, nützliche Arbeit leiſten, wie
es ſelbſt.

Aus der Tatſache, daß der Arbeiter und Beamte von jedem
Groſchen, den er verdient, zwei Pfennige allein an die Nutznießer
der ſtädtiſchen Bodenrente ſteuern muß, erhellt mit eindringlichſter
Deutlichkeit, was die reſtloſe Durchführung des „Bodenkommu-
nismus“ für die angehende Mehrheit des Volkes praktiſch be
deuten würde. Dieſer Bodenkommunismus würde den Benutzer
einer Wohnung zwar ſelbſtverſtändlich nicht der Pflicht entheben,
die Arbieitskräfte zu reſtituieren, die ſeine Wohnung hergeſtellt
haben, würde ihn aber mit einem Schlage von allen Abgaben be
freien, die dem Bodenmonopol entſpringen und als arbeitsloſes
Einkommen in die Taſchen der Beſitzenden fließen. Wer Herrn
Tilles Rede lieſt, ohne zufällig ſelber Hausbeſitzer zu ſein, wird
ſich nicht enthalten können auszurufen: Es lebe der Bodenkommu
nismus!

Allerdings liegt es nicht im Sinne der Herren vom Hauſe, den
doppelten Zehnten, den der Mieter an ſie und ihre Hintermänner
ſteuern muß, herabſetzen zu laſſen. „Hinauf mit den Mieten!“
iſt die Loſung. Und Herr Tille ſelbſt, der Apoſtel dieſes haus
herrlichen Zukunftsſtaats verkündet:

Es muß dazu kommen, daß ſich die Lohnarbeiter an die Ver
wendung eines größeren Bruchteils ihres Lohnes
auf die Wohnung gewöhnen, vielleicht durch Ein-
ſchränkting des Alkoholgenuſſes.

Alſo nur darum ſoll der an ſich gewiß zu bekämpfende
Alkoholgenuß eingeſchränkt werden, damit der Arbeiter am Erſten
mehr Miete zum Hauswirt tragen kann! Jeden Tag ein Glas
Bier weniger für den Hauswirt! Gegenüber ſolcher Un-
verſchämtheit wäre zu erwägen, ob nicht vielleicht umgekehrt durch
Einſchränkung des Alkoholgenuſſes auf Hausbeſitzertagen und bei
ſonſtigen Feſtlichkeiten der Hunger der Hauswirte nach höheren
Mieten vermindert werden könnte.

Aus den ſonſtigen Verhandlungen des Kongreſſes iſt her
vorzuheben, daß ein Geſinnungsgenoſſe des Herrn Tille, ein
ſicherer Herr Barth aus Erfurt, dem verblichenen Kahl-
pfändungsrecht eine kleine Träne nachweinte und daß
der Juſtizrat Baumert die ſozialdemokratiſche Preſſe
als lebhafteſte Befürworterin wohnungsreformeriſcher oder, wie
Herr Tille ſagen würde, wohnungsmoraliſtiſcher Beſtrebungen
dennnzierte. Der Tadel, den der Führer des organiſierten Haus-
beſitzertums über die ſozialdemokratiſche Preſſe verhängte, klingt
in ihren Ohren als das höchſte Lob, das ihr überhaupt geſpendet
werden konnte, und wird für ſie der ſtärkſte Anſporn ſein, fort
zufahren wie bisher.

Gewerkſchaftſiches.
Zur Ausſperrung in der Thüringer Metallinduſtrie.

Die Mitglieder des Verbandes der Thüringer Metallinduſtri
ellen haben für den 29. Juli eine Ausſperrung von 60 Prozent
der bei ihnen beſchäftigten Arbeiter beſchloſſen. Mit der Aus-
ſperrungsdrohung ſoll bezweckt werden, einige in Thüringen
ſchwebende Streiks zur Beendigung zu bringen. Die eigentlichen
Abſichten der Unternehmer gibt aber das folgende Zirkular, das
den Arbeitern der Firma Briegleb, Hanſen u. Ko. in Gotha,
deren Spezialität ſeit langem das „Wohlwollen“ für ihre Arbeiter
iſt, zugeſtellt wurde. Wir leſen da:

„Unter Hinweis auf die Bekanntmachung des Verbandes Thü-
ringer Metallinduſtrieller, welche wir heute zum Aushang gebracht
haben, teilen wir unſerer Arbeiterſchaft mit, daß auch wir durch
den gegen unſere Stimme gefaßten Beſchluß gezwungen
werden, am 29. d. M. 60 Prozent unſerer geſamten Belegſchaft zu
entlaſſen, wenn nicht, was zu hoffen ſteht, bis dahin eine Einigung
in den zurzeit beſtreikten Thüringer Betrieben der Metallindu-
ſtriellen herbeigeführt wird.

Bei der Kürze der Zeit iſt es uns nicht möglich, ſchon heute
diejenigen Arbeiter zu beſtimmen, welche von der Ausſperrung
betroffen werden, und müſſen wir deshalb formell hierdurch allen
unſeren Arbeitern zum 29. d. M. kündigen. Wir behalten uns
vor, bis zu dieſem Tage diejenigen 40 Prozent unſerer Arbeiter
ſchaft zu beſtimmen, welche wir weiter beſchäftigen dürfen.

Um diejenigen Arbeiter, welcher keiner Organiſation angehören,
und welche wir doch vielleicht mit ausſperren müßten, entſchädigen
zu können, müſſen wir von dieſen eine ſchriftliche Erklärung ver-
langen, für welche wir einen Vordruck als Aushang beifügen.

Wir bitten diejenigen unſerer Arbeiter, welche weder in den
letzten zwei Monaten noch gegenwärtig einer Organiſation an
gehört haben reſp. angehören, die bei Streiks und Ausſperrungen
Unterſtützungen irgendwelcher Art gewähren, dieſen anhängenden
Revers zu unterſchreiben und bis zum 18. d. M. im Lohnbureau
abzuliefern. Wir weiſen darauf hin, daß die Abgabe der ge-
forderten Erklärung im Jntereſſe eines jeden nicht organi-
ſierten Arbeiters liegt. da ohne unterſchriftliche Anerkennung
des Reverſes eine Entſchädigung keinesfalls bezahlt werden kann.

Sollte die jetzt angekündigte Ausſperrung wider unſer Erwarten
doch in Kraft treten, ſo würde die hierdurch geſchaffene Arbeits-
unterbrechung bei Berechnung der Dienſtzeit unberückſichtigt
bleiben, wenn die betreffenden Arbeiter ſofort nach Aufhebung
der Sperrung wieder in unſere Dienſte zurückkehren. Dieſer Be-
ſchluß ſoll den Ausgeſperrten bezüglich Eintritt der Penſions-
berechtigung vor Schaden bewahren und ſoll ferner dazu dienen,
die Feier der Dienſtjubiläen nicht hinauszuſchieben.“

Der vorgelegte Revers aber, der den Arbeitern zu unterſchreiben
zugemutet wird, lautet:

„Jch erkläre hiermit, daß ich weder in den letzten Monaten
noch gegenwärtig einer Organiſation angehört habe oder
angehöre, welche bei Streiks oder Ausſperrungen Unterſtützungen
irgendwelcher Art gewährt, und daß ich, ſobald ich einer ſolchen,
während ich hier beſchäftigt bin, beitrete, dies ſofort melden werde.

Jch verpſlichte mich unter Bezugnahme auf dieſe Erklärung,
für den Fall, daß mich meine Arbeitgeberin infolge einer Aus-
ſperrung nicht weiter beſchäftigen kann, und unter der Voraus-
ſetzung, daß ſie mir während der Dauer der Ausſperrung und bis
zu längſtens 13 Wochen zwei Drittel meines bisherigen Stunden-
lohnes zahlt, mich meiner Arbeitgeberin auf die Zeit der nor-
malen Arbeitsdauer zur Verfügung zu halten. Jch verpflichte
mich ferner, keinerlei Unterſtützungen an ausge-
ſperrte oder ſtreikende Arbeiter oder deren Ver-
einigungen zu leiſten, meiner Arbeitgeberin ſofort

Mitteilung zu machen, wenn ich eine andere Beſchäftigung an
nehme, und nach Beendigung der Ausſperrung die Arbeit zu den
alten Bedingungen wieder aufzunehmen.

Jch erkläre mich auch bereit, im Falle einer Ausſperrung andere
Arbeit als ſolche, für die ich angenommen bin, oder andere als
Fabrikbetriebsarbeiten, auch Arbeiten, welche für Rechnung Dritter
auszuführen ſind, unter der Bedingung zu leiſten, daß mir dafür
mein bisheriger Durchſchnittsſtundenlohn weiterbezahlt wird, für
welchen Fall ich auf die obige Entſchädigung von zwei Drittel
meines Stundenlohnes verzichte.

Es iſt mir bekannt, daß ich mich eines Betruges ſchuldig
machen würde, wenn ich verſchweige, daß ich einer der oben
gekennzeichneten Organiſationen angehöre.“

Warum ſucht der Zentralverband deutſcher Jnduſtrieller noch
„Terrorismus“- Material bei den Arbeitern? Kann denn noch
ſtärker in die perſönliche Freiheit des Arbeiters eingegriffen
werden

Die Ausſperrung in Norwegen
Aus vielen Orten kommt die Meldung, daß die unorgani-

ſierten Arbeiter ſich den ausgeſperrten organiſierten anſchließen.
Das Zentralkomitee des norwegiſchen Seemannsverbandes bot der
Arbeiterlandesorganiſation an, ſofort in einen Sympathieſtreik
zu treten. Die zwiſchen beiden Lagern geführten Verhandlungen
wurden unterbrochen, wahrſcheinlich ſogar abgebrochen. Die von
der Regierung ernannten Vermittler ſchlugen einen Kompromiß-
vergleich vor, der aber nach der Frkf. Ztg. keine Ausſicht auf An
nahme hat.

Agrarierlob für den chriſtlichen Gewerkverein.
Bei den Kämpfen vor 1902 ym den Zolltarif wehrte ſich Wieber

(chriſtl. Metallarbeiterverband) mannhaft gegen Giesberts und
Bruſt, die ihn zwingen wollten, ſeinen Standpunkt, daß auch der
Gewerkſchaftler ſich gegen den Brotwucher wehren müſſe, auf-
zugeben. Damals vertrat Wieber den Standpunkt: dem Aermſten
die Hilfe zuerſt. Kein Zerreiben der Arbeiter zwiſchen 2 Mühl-
ſteinen: auf der einen Seite Lohnabzug durch die Jnduſtriellen,
auf der andern Seite Verteuerung der Lebensmittel. Energiſch
wandte ſich Wieber gegen die Zumntung, daß ſein Verband ſich
zum Schleppenträger für politiſche Parteien hergeben ſollte, der
Verband werde nicht dulden,

„daß unter dem Deckmantel der Arbeiter-
freundlichkeit die Arbeiter um ihr gutes Recht
gebracht werden, indem man ihnen das Weiße
ſchwarz und das Schwarze weiß vormacht.“

Solche Töne hört man heute von chriſtlichen „Arbeiterver-
tretern“ nicht mehr. Jhre Auslaſſungen ſind heute alle auf den
Ton geſtimmt, den Giesbert im Dezember 1900 in einer Ver-
ſammlung des rheiniſchen Bauernvereins in Köln anſchlug:

„Die Arbeiter bezahlen gern die paar Pfennig mehr für das
Brot, wenn nur der Landwirtſchaft geholfen wird.

Das Organ dieſes Bauernvereins, die zentrumsagrariſche
Rheiniſche Volksſtimme, ſtellt ſich in ihrer Nummer vom 14. Juli
ganz entzückt über die „vernünftige Haltung“, welche der Jahres-
bericht des Gewerkvereins der chriſtlichen Bergarbeiter zu den
Fragen der Lebensmittelverteuerung einnimmt. Das Blatt
ſchreibt:

„Mit einer derartig ruhig abwägenden Behandlung der
Fleiſchvertenerungsfrage kann ſich im allgemeinen der Landwirt
nur einverſtanden erklären. Welch eine Sachlichkeit und
Ruhe des Urte'ils gegenüber der Voreingenommen
heit und dem Hetzbedürfnis, die in den Preſſeerzeng-
niſſen des Linksliberalismus und der Sozialdemokratie alleweil
bei land wirtſchaftlichen Fragen in widerlichſter Weiſe ſich her anläßlich der

vortun; zeigte eine Beurteilung und Auffaſfung wirtſchaftlicher
Fragen, wie ſie oben im genannten Jahresbericht ſich in ſo er
freulicher Weiſe geltend machte überall und zu jeder Zeit,
mancher Streit würde vermieden und das ſoziale und poli-
tiſche Leben flöſſe in angenehmere Bahnen.“

Allerdings! Angenehm für die Agrarier, wenn alle Arbeiter
ſo töricht wären, ſich von den Phraſen der Zentrumsgewerkſchaftler
einfangen zu laſſen!

Meldungen über Gewerrſchaftskämpfe.
Die Dachdecker in Breslau befinden ſich ſeit dem 12. Juli

im Ausſtande, der durch das ablehnende Verhalten der Unter
nehmer hervorgerufen wurde; ſie erklärten, mit der Organiſation
hätten ſie überhaupt nichts zu tun und der Tarif bleibe, wie er
von ihnen aufgeſtellt ſei.

Jn einer darauf am 11. Juli abgehaltenen Verſammlung wurde,
da alle Verſuche, die Sache auf gütlichem Wege zu erledigen, als
geſcheitert zu betrachten ſind, der Ausſtand beſchloſſen. Zuzug

iſt fernzuhalten.
Streik in der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik.

Jn der größten chemiſchen Fabrik Deutſchlands, in der Badiſchen
Anilin- und Sodafabrik in Ludwigshafen a. Rh., haben wegen
Lohndifferenzen am Dienstag früh etwa 60 Arbeiter des Jndigo-
magazins die Arbeit eingeſtellt. Am Nachmittag legten die
Arbeiter des Anilinmagazins, etwa 250 Mann, ebenfalls die Arbeit
nieder. Die Direktion hatte einige minimale Forderungen der
Arbeiter auf Lohnerhöhung kurzerhand abgewieſen, und ſie lehnte
auch ein Verhandeln mit der Kommiſſion ab. Als jeder Verſuch
einer Verhandlung ſcheiterte, ließen die Arbeiter die Arbeit ruhen.
Die Bewegung ſcheint weitere Kreiſe zu ziehen. Zuzug von
Fabrikarbeitern nach Ludwigshafen iſt ſtreng fern-
zuhalten.

Tarifabſchluß in den Süddeutſchen Kabelwerken
in Mannheim. Durch organiſatoriſche Einigkeit haben im ge-
nannten Betriebe die Arbeiter einen ſchönen Sieg errungen. Die
Arbeiter hatten durch den Metallarbeiterverband und durch den
Fabrikarbeiterverband einen Tarifentwurf eingereicht, um eine
Regelung der Lohn- und Arbeitsverhältniſſe herbeizuführen. Es
kam zur Arbeitsniederlegung. Eine Unterhandlung am 17. Juli
hatte dann den Erfolg, daß es zum Abſchluß eines Tarifes kam.
Der Tarif gilt bis zum 1. März 1914, Lohnerhöhungen wurden
2——8 Pfg. pro Stunde gewährt, Ueberſtunden werden mit 25 bis
100 Prozent vergütet, Ferien werden zwei und vier Tage bei drei
bezw. fünſzähriger Beſchäftigung bewilligt. Der Streik hatte vier
Tage gedauert.

Aus den Hachbarkreiſen.
Kreisblätter auf reichsverbändleriſchen Schwindelpfaden.

Anfang Juli erſchien im Lieben werdaer Kreisblatt und
auch anderen bürgerlichen Zeitungen ein: Hinter den Ku-
liſſen überſchriebener giftgeſchwollener Artikel über angebliche
Mißſtände in der Seifenfabrik der Großeinkaufs-
geſellſchaft in Gröba bei Rieſa. 5: von vornherein
feſtſtand, daß es ſich um eine aus dem Arſenal des Reichs
verbandes zur Belämpfung der Sozialdemokratie bezogene
Arbeit handelt, nahmen wir Veranlaſſung, der Sache auf den
Grund zu gehen. Das Reſultat unſerer Nachforſchungen halten
wir hiermit dem löblichen Kreisblatt und ſeinen gleichartigen
Lügengeſchwiſtern unter die patriotiſche Naſe. Die angeblich
ſo drangſalierte Arbeiterſchaft der Fabrik erklärt

Die erſchienenen Artikel ſtrotzen von Unwahrheiten und
Anwürſen. Die darin enthaltenen Schlußfolgerungen und
Unterſtellungen gegen den Fabrikarbeiterverband, ſowie gegen
die Großeinfaufs geſellſchaft deutſcher Konſumvereine, zeigen ganz
deutlich, daß die Artikel einzig und allein zu dem Zwecke ge-
ſchrieben ſind, um die Arbeiterbewegung reſpektive Einrichtungen
der Arbeiterſchaft in den Schmutz zu ziehen. Dieſe Abſicht
der Artikel iſt für die Arbeiterſchaft ſonnenklar. Aus dieſem
Grund, und weil die Arbeiterſchaft aus der Erfahrung die
Ueberzeugung gewonnen hat, daß die Parteigänger und die
Mitläufer des Reichsverbandes zur Bekämpfung der Sozial-
demokratie die allerungeeignetſten Jntereſſenvertreter der
Arbeiterſchaft ſind, proteſtiert die Arbeiterſchaft der
Seifenfabrik mit Nachdruck gegen die erſchienenen
Artikel.Von einem Tarifbruch der Großeinkaufsgeſellſchaft, ſowie
daß das Vorarbeiterſyſtem in der Seifenfabrik ein Antreiber-
ſyſtem ſei, kann abſolut keine Rede ſein. Die „Vorarbeiter“
ſind faſt alles alte Mitglieder der Organiſation, dieſe Tatſache
ſchließt ſchon ein ſogenanntes Antreiberſyſtem völlig aus. Vor
arbeiter im Sinne bürgerlicher Betriebe gibt es, genau ge
nommen, in der Seifenfabrik überhaupt nicht. Die Unter-
ſtellungen bezüglich des ſogenannten Tarifbruches fallen, weil
kein Tarifbruch vorliegt, alle in ſich zuſammen.

Die Angaben über die vereinbarten Tariflöhne der
und Betriebsarbeiter entſprechen nicht den Tatſachen. Bevor
die Artikel der bürgerlichen Zeitungen erſchienen, wurden bei
dreiundfünfzigſtündiger Arbeitszeit auf Grund tariflicher Ver
einbarungen folgende Wochenlöhne bezahlt

1 Arbeiter 22 Mark 5 Arbeiterinnen 11 Mark

71 23 73 1225 9 1813 26je 28 und 29 Mark.Außerdem zahlt die Großeinkaufsgeſellſchaft
ſeit dem 1. Januar d. J. ſämtliche Kranken und Jn-
validenbeiträge für ihre Arbeiter. Wenn geſchrieben wird,
„daß die Arbeiterausſchüſſe viertel ja halbe Jahre lang auf
Antwort warten müſſen, ſind ſie heute gewöhnt“, ſo entſpricht
dies keineswegs den Tatſachen. Ebenſo iſt das Briefzitat
„vom Sekretär Sack-Hannover“ vollſtändig falſch wiedergegeben,
und demzufolge ein ganz anderer Sinn als der urſprüngliche
entſtanden. Die Bemerkungen betreffs der „aufgezwungenen
Maifeier“ ſind völlig aus der Luft gegriffen und zeigen ſehr
deutlich, wohin die Reiſe eigentlich gehen ſoll. Die Arbeiter-
bewegung ſoll unter allen Umſtänden herunter-
geriſſen werden. Dies iſt offenſichtlich der Zweck der er-
ſchienenen Artikel. Betreffs der Maifeier verhält es ſich ſo,
daß die Arbeiterſchaft mit Mehrheit beſchloſſen hatte, den
1. Mai durch Arbeitsruhe zu feiern. Dies wurde der Fabrik
leitung durch die Verbandsleitung mitgeteilt, die dieſen Beſchluß
der Arbeiterſchaft akzeptierte. Niemand iſt gezwungen
noch veranlaßt worden, weder von der r
noch von ſonſt irgend jemand, irgendwelche usgaben

aifeier zu machen.



Die Arbeiterſchaft ſpricht die rund Inhalt der erſchienenen Artikel emg zeigen, daß es den

Gegner der Arbeiterbewegung nur um ein J und
Verleumden von Einrichtungen der Arbeiter zu tun iſt, und ſtewendet ſich deshalb mit S Abſcheu die r
der erſchienenen Artikel. Arbeiterſchaft erklärt, ſie nach
wie vor ſelber in der Lage iſt, mit Hilfe der Organiſation ihre
beruflichen Angelegenheiten ſelbſt zu regeln. Sie verbittet ſich
daher jede Einmi ung von bürgerlicher Seite und ganz be
ſonders eine ſolche von den Mannen des Reichsverbandes. Dieſe
Entſchließung wurde am 15. Juli 1911 in einer Fabrikver
ſammlung der Arbeiterſchaft der Seifenfabrik einſtimmig an
genommen.

Jetzt hat das Liebenwerdager Kreisblatt wieder das Wort.

Eine Bündlerparade auf dem Kyffhäuſer.
Eine intenſive Agitationstätigkeit zur kommenden Reichs

tagswahl haben die im Bunde der Landwirte organiſierten
Großgrundbeſitzer des Wahlkreiſes Sangerhauſen-
Eckartsberga bereits entfaltet. Vorigen Monat fand in
Obersdorf eine von ganzen 15 Mann beſuchte Verſammlung
ſtatt, in der ſpeziell über den Ankauf der bisher freiſinnigen
Sangerhauſer Nachrichten beraten wurde. Der klägliche Er-
folg dieſer Aktion raubte den ſtockkonſervativen Krautjunkern
ſelbſtredend nicht den Mut und ſie inſzenierten deshalb eine
der bekannten Bündlerparaden, um die erſtklaſſigen Wander-
redner auf die Maſſen loszulaſſen. Nicht weniger als ſechs
Redner produzierten ſich auf der Bundestagung, die am ver-
gangenen Sonntag auf dem Kyffhäuſer ſtattfand. Das mit-
ſamt dem jetzigen Beſitzer und den 1500 Abonnenten aufge
kaufte Sangerhäuſer Freiſinnspapier gibt in ſpaltenlangen
Artikeln ihrem Entzücken über das bunte Theater in der Denk-
malswirtſchaft Ausdruck und teilt mit, daß die Bundesmit-
glieder auch die Frauen und Töchter zu der Spritzfahrt mitge
nommen hätten. Der Kreisvorſitzende Dr. Schack e-Helms-
thal mahnte in ſeiner Begrüßungsanſprache zu treuem Zu-
ſammenhalten zwiſchen den großen und den kleinen Beſitzern

Der Landtogsabgeordnete Pfarrer HeckenrothAlten-
kirchen ſprach ſodann über den Bund der Landwirte als Er-
wecker und Befreier des deutſchen Bauernſtandes. Es verſteht
ſich. daß der fromme Agrarier vor lauter Bismarcklobhudelei
faſt verging und gegen den „Caprivismus“, da Deutſchland
zu einem Jnduſtrieſtagt geſtempelt wurde, wo die bekannten
Jollverträge geſchloſſen und aus dem Leder der Bauern
Riemen geſchnitten (1) wurde“, loszog. Zu dem Verhältnis
zwiſchen den großen und kleinen Beſitzern meinte der fromme
Augenverdreher, daß die Großen ſich nur zum Führer der
Kleinen machen wollten, damit beide ſich einen „gewiſſen Er-
trag“ ſichern könnten aus ihrer Arbeit, und es noch wert ſei,
Landwirt zu ſein. Um die allgemeine und immer lauter wer-
dende Forderung nach Aufhebung der Grenzſperre für aus
ländiſches Vieh zu „begründen“, behauptete der Redner mit
einer nur bei Pfaffen und Junkern gewohnten edlen Dreiſtig-
keit, daß die deutſche Landwirtſchaft fähig ſei, ſowohl den ein
heimiſchen Brot als auch den Fleiſchmarkt zu decken, ja, wenn
die Moore und Oedländereien kultiviert ſein würden, könnte
für 120 Millionen Menſchen Nahrung hervor-
gebracht werden. Dieſen Satz wagt ein Politiker ge-
laſſen auszuſprechen, nachdem er vorher für verſtärkte Fütte-
rung des Landmilitarismus eingetreten iſt. Jeder einiger-
maßen verſtändige Menſch weiß aber, daß gerade für wirkliche
Kulturaufgaben, wie die Kultivierung von Moor und Oed-
ländereien es ſind, kein Geld zu haben iſt.

Nachdem Heckenroth ſich über den „Fleiſchnotrummel“ luſtig
gemacht und dem Hanſabund ſowie der liberal ſchillernden
agrariſchen Konkurrenzorganiſation die er beide als recht
ſonderbare Gebilde bezeichnete ein baldiges Ende angeſagt
hatte, nahm er ſich die Sozialdemokratie vor und „revidierte
deren Wanderbuch (?7) mit einer Gründlichkeit, die ihres-
gleichen ſucht. O Herr, dunkel iſt der Rede Sinn!

Der nächſte Redner war der Reichstagsabgeordnete Guts
beſitzer Lehmann-Cranſchwitz, der ebenfalls ganz gewaltig
nach ausreichendem Zoll- und lückenloſem Grenzſchutz ſchrie
und mit Entrüſtung die Behauptung zurückwies, daß in den
letzten Jahren hauptſächlich agrariſche Politik getrieben worden
ſei. Der deutſche Bauer (gemeint ſind natürlich die feudalen
Großgrundbeſitzer!) ſei kein begehrlicher Menſch, gerade das
Gegenteil ſei der Fall; er war beſcheiden und war es ſchon
immer! Fürwahr, höher läßt ſich die Junkerfrechheit bald
nicht mehr treiben. Jn der Zeit des Brot und Fleiſchwuchers,
der Branntweinliebesgaben, des Einfuhrſcheinfkandals uſw.
wagt ein Menſch von althergebrachter Beſcheidenheit preußi
ſcher Krautjunker zu ſchwatzen. Die Sozialdemokratie,
ſo heißt es in dem Bericht weiter, wird auch von dieſem Redner
beſonders hart mitgenommen; es ſei bedauerlich, daß dieſe
revolutionäre Partei auch bereits im Reichstag zur Regie
rungspartei geworden ſei. Aus dieſem wenig geiſtreichen Satz
geht hervor, daß den Reaktionären die poſitive Mitarbeit der
Arbeiterpartei ſchwer auf die Nieren drückt. Jntereſſant iſt
ferner, daß die konſervativen Herrſchaften jetzt auch die
Frauen und die Jugend auf das „gräßliche Gebiet der Politik“
ſchleppen, wo ſie doch bei Schaffung des Vereinsgeſetzes und
bei ſonſtigen Gelegenheiten immer mit Emphaſe betonten, daß
z deutſche Frau ins Haus gehöre. Der Zweck heiligt eben die

ittel.
Daß die Bündler nicht ſo opferfreudig ihre blauen Lappen

für die Aufkaufung der liberalen Wählerſtimmen hergeben
wollen, geht aus einer Bemerkung des „Bauern“ Freiherrn
v. BülowBeyernaumburg über den Erwerb der Sanger-
häuſer Nachrichten hervor. Er machte darauf aufmerkſam, daß
die Zeitungsnotiz, die vor einigen Tagen im Kreiſe verbreitet
wurde und die es als ungeſetzlich bezeichnete, wenn ein Anteil
von 500 Mark wieder in kleinere Teile zerlegt wird, falſch ſei.
Die Bundesagitatoren können den Anteil alſo ruhig in klei-
nere Teile zerlegen und den kleinen Bauern aufſchwatzen. Am
Dienstag fand übrigens in Sangerhauſen die Gründung der
Geſellſchaft ſtatt, die den Ankauf der bisher freiſinnigen Nach
richten zum Zwecke hat. Das feſtgezeichnete Stamm-
kapital beträgt 100000 Mark; es kann aber noch be-
liebig erhöht werden. Man ſieht alſo, daß die finanzkräftigen
Rittergutsbeſitzer ſich die kommende Reichstagswahl ſchon
etwas koſten laſſen wollen. Die agrariſche Zeitungsgeſellſchaft
tritt mit dem 1. Auguſt in Kraft, und wird das Junker und
Brotwucherblatt fortan den Titel Kyffhäuſer-Zeitung,
Sangerhäuſer Nachrichten, Generalanzeiger für Südharz und
goldene Aue, Tageblatt für die Kreiſe Sangerhauſen und
Eckartsberga führen. Der bisherige fortſchrittliche Heraus-
geber iſt zum Geſchäftsführer der bündleriſchen Zeitung be-
ſtimmt, während man ſich als künftigen Verfechter der agra-
riſchen Raubpolitik einen Aſſeſſor aus Berlin ſicherte. Wie in
der bereits eingangs erwähnten Obersdorfer Verſammlung
betont wurde, ſoll bei der Umwandlung recht vorſichtig operiert
werden, damit von den 1500 Abonnenten der Sangerhäuſer
Nachrichten keine verloren gehen. Ein köſtliches Beiſpiel da-
für, was man den Herren Freiſinnigen im Wahlkreis alles
bieten darf. Die nationalliberal-antiſemitiſche Sangerhäuſer
Zeitung wurde als Judenblatt bezeichnet und ihr der Boykott

aller Bündler angedroht. Dus iſt alſo der Lohn für eifrige
Wahrnehmung der Junkerintereſſen. Daraus und aus vielen
anderen Vorgängen kann man auf einen intereſſanten Wahl
kampf ſchließen. Hoffentlich lernt die ſozialdemokratiſch ge-
ſinnte Arbeiterſchaft von den energiſch vorgehenden Agrar-
konſervativen und zieht die einzig richtige Lehre: kraftvolle
Eintreten für die Sozialdemokratie. Haben ſich doch faſt alle
Redner auf der Kyffhäuſertagung in der Hauptſache nur gegen
die Sozialdemokratie gewandt, woraus hervorgeht, daß man
dieſe als den gefährlichſten Gegner hält. Die ſogenannten
Liberalen wurden kaum erwähnt, weil man ſie zur Stichwahl
gut gebrauchen kann. Die Bahn iſt akſo frei, nun heißt es:
Handeln!

Der Vollſtändigkeit halber ſei noch erwähnt, daß bei der
Kyffhäuſerkomödie noch ein Landwirt Aßmann aus Holz-
engel mitwirkte, der ausführte, „die ländliche Bevölkerung habe
endlich das Bewußtſein erlangt, die erſte Tochter des
Hauſes zu ſein und konnte als ſolche nicht mehr mit dem
Linſengerichte zufrieden ſein, das der Staat in Bevorzugung
der anderen Erwerbsſtände ihr zuteilte.“

Na alſo: iſt das nicht etwa Bevorzugung der Landwirt-
ſchaft? Zum Kronzeugen dafür, daß der Bund der Landwirte
auch dem Mittelſtand, inſonderheit dem Handwerk viel ge-
holfen hätte, beſtellte man ſich einen Tiſchlermeiſter namens
Huth aus Halle, der ſein Sprüchlein ganz ſchön herſagte.
Zum Schluß nahm der Kandidat Gutsbeſitzer Dr. Eckert die
Gelegenheit wahr, um ſich „ſeinen Wählern“ vorzuſtellen und
ſich gegen den Vorwurf zu verwahren, daß er ein Ueber-
agrarier ſei. Damit ging die Bündlerparade zu Ende,.

Werſeburg. Die Wählerliſten zu der im November ſtatt
findenden Stadtverordnetenwahl liegen bis zum 30. Juli im Rat-
haus zur Einſicht aus. Die Schneider, Neumarkt 19,
Groß in der Verkaufsſtelle des Konſumvereins an der Geiſel und
Julich, Lauchſtädterſtraße 18, haben ſich bereit erkärt, die Wähler-
ſten einzuſehen. Da auch am Sonntag von 11--12 Uhr die Liſten
ausliegen, iſt jedem Wahlberechtigten Gelegenheit geboten, ſich von
der Richtigkeit derſelben re zu überzeugen. Sichere 53 er
ſein Wahlrecht, denn auch die Gegner ſin eng an der Arbfit.
Die Gewerkſchaftsvorſtände werden ebenfalls erſucht, ihre Liſte
ſchleunigſt fertigzuſtellen und bei obengenannten Genoſſen abzugeben.

Gerbſtedt. Neues vom kommunalen Kriegsſchauplatz.
Der Bezirksausſchuß zu Merſeburg beſchäftigte ſich dieſer Tage
wieder einmal mit den ſkandalöſen Vorgängen, wie ſie ſich ſeit
einiger Zeit auf dem hieſigen Rathauſe abſpielen. Jn einer im
Augnſt v. Js. ſtattgefundenen Stadtverordnetenſitzung wurde dem
der ſogenannten Magiſtratspartei angehörenden Stadtverordneten
Lepom ein Ordnungsruf erteilt, weil er in ſeiner bekannten
Manier unter Außerächtlaſſung der Geſchäftsordnung nochmals
drauflos redete. Nach etwa drei Vierteljahren beſchloſſen die in
der Mehrheit befindlichen „oppoſitionellen“ Stadtverordneten, das
diſziplinwidrige Mitglied mit einer Ordnungsſtrafe von 6 Mk. zu
belegen. Der Magiſtrat trat dieſem Beſchluſſe jedoch nicht bei,
beanſtandete ihn vielmehr, weil er angeblich auf ungeſetzliche Weiſe
zuſtande gekommen ſei. Der Magiſtrat war der Meinung, daß
durch die Beſtrafung Lepoms nach acht Monaten nur das jetzt
vor dem Oberverwaltungsgericht ſchwebende Ausſchlußverfahrendas vom Bezirtsaueſchut für nicht zuläſſig erklärt worden iſt

unterſtützt werden ſollte. Die Stadtverordneten klagten nunmehr
vor dem Bezirksausſchuß auf Aufhebung des Magiſtratsbeſchluſſes,
indem ſie dieſem das Beanſtandungsrecht abſprachen und hervor
hoben, daß die Beſtrafung deshalb nicht ſofort erfolgen konnte,
weil das von Lepom geführte Protokollbuch ihnen erſt ſpäter aus
geliefert wurde. Wegen der zahlloſen Streitfälle habe ſich das
Protokollbuch teils in Händen der Regierung und des Bezirks
ausſchuſſes befunden und ohne das Protokoll konnte nichts unter
nommen werden. Jm übrigen unterſtehe das Diſziplinarrecht der
Stadtverordnetenverſaminlung überhaupt nicht der Nachprüfung
durch den Magiſtrat, wie ſie hinſichtlich anderer Beſchlüſſe gegeben
iſt. Auch noch nach acht Monaten wären die Stadtverordneten
zur Beſtrafung von Ordnungswidrigkeiten ihrer Mitglieder be
tat da ſie in Ausübung ihres Diſziplinarrechts vollſtändig
rei ſeien.
Der Bezirksausſchuß wies die Klage der Stadtverordneten
jedoch zurück, indem er das Beanſtandungsrecht des Magiſtrats
im vorliegenden Falle bejahte. Wohl ſtehe der Stadtverordneten
verſammlung das Recht der Beſtrafung zu, aber durch die Er
teilung des Ordnungsrufes in der fraglichen Skhung ſei die An
elegenheit erledigt worden. Darin, daß nach acht Monaten derJan wieder aufgerollt worden ſei, erblickte der Bezirksausſchuß

den Mißbrauch eines ſormellen Rechts, den die Gerichte nicht
ſchützen könnten.

Da die unterlegenen Stadtverordneten ſich mit dieſer Entſchei
dung zweifellos nicht beruhigen werden, darf man geſpannt ſein,
wie ſich der höchſte preußiſche Gerichtshof zu der intereſſanten
Streitfrage ſtellen wird. Man muß nur den Langmut der ſteuer
zahlenden Bürger bewundern. die tatenlos zuſehen, wie ſich die
beiden Parteien mit allen Mitteln bekämpfen. Anſtatt beſtrebt
r ſein, die Kommune vorwärts zu bringen, ſchlagen ſich die kurz-
ichtigen Rathausbeherrſcher lieber mit den Gerichten herum. Eine

Erklärung der ganzen Skandalaffäre findet man nur, wenn man
weiß, das Gerbſtedt eine gut reichstrene Stadtverordnetenverſamm
a beſitzt. O, wie würde die Ordnungspreſſe über kommunale
Mißſtände ſich heiſer ſchreien, wenn ſozialdemokratiſche Stadtver
ordnete in Frage kämen.

Artern. Erfreuliche Ausſichten für die Kapitaliſten.
Die Direktion der Kyffhäuſerhütte in Artern teilt mit, daß das
Unternehmen in dem erſten Halbjahr 1911 gut beſchäftigt war,
und daß auch dem gleichen Zeitabſchnitt des Vorjahres gegenüber
nennenswerte Mehrumſätze erzielt wurden. Hoffentlich fällt von
den reichlichen Erträgen auch für die Arbeiter, die ja die Profſite
erſchuftet haben, ein Teil ab.

Kelbra. r Ende. Bei Breitungen wurde geſern
im kleinen T die Leiche einer unbekannten männlichen on
aufgefunden. er Bedauernswerte hatte um Aufnahme in das
Roßlaer Krankenhaus gebeten, wurde aber abgewieſen. Ob der
Unglückliche aus Gram über die Abweiſung das Leben ge
nommen oder vor Entkräftung geſtorben iſt, konnte noch nicht feſt
geſtellt werden. Ein nettes Beiſpiel zu der Behauptung, daß für
den deutſchen Arbeiter bis ins hohe Alter geſorgt ſei.

Bitterfeld. Berichtigung. i i iin dem Bericht vom S d r r
auf 2500 angegeben. Das muß heißen: 1500. Jm Bitterfelder
Allg. Anzeiger war die Zahl auf ca. 1000 angegeben, was aller
dings auch nicht ſtimmt. Die korrigierte ged ergibt ſich aus den
an die einzelnen Vereine abgegebenen Programmen und Feſt
abzeichen. Natürlich war die allgemeine Teilnahme am Feſt
ſeitens der zahlreich erſchienenen Gäſte weit ſtärker.

Greppin. Arbeiter und Arbeiterinnen aufgewacht!
Jm Monat Februar wurde im hieſigen Wahlverein eine Lokal-
kommiſſion gewählt, um bei den Saalbeſitzern Nachfrage zu halten,
ob ſie gewillt ſeien, ihre Lokale auch der Arbeiterſchaft zur Ver
fügung zu ſtellen. Und wie war das Ergebnis der langwierigen
Verhandlungen Es war ein Schlag in das Gefſicht, eine Ver
höhnung der Arbeiter, denn kein Wirt konnte ſich entſchließen,
eine zuſagende Antwort zu geben. Aber alle waren ſich darüber
einig, daß wohl Arbeiter ihre Gäſte ſein dürſten, aber für öffent-
liche Verſammlungen können ſie ihre Lokale nicht zur Verfügung
ſtellen. Aus Furcht vor der Polizei natürlich, oder aus anderen
nichtsſagenden Gründen. Die drolligſte Antwort erteilte aber der
Gaſtwirt Herr Karl König, indem er erklärte: Jch bin einerſeits

mann die Fragen Was haben wir denn von den Arbeitern? oder
Können denn 60 Mann einen Saſtwirt ernähren Nun wollen wir
mal die Frage an die ſuperkluge Gaſtwirtsfrau ſtellen Wer ver
kehrt denn bei Jhnen, die Hautevolse oder Arbeiter

Die organiſierte Arbeiterſchaft will, wenn ſie ihre ſauer ver
dienten Groſchen beim Wirt verzehrt, auch ihre Intereſſen in aller
Oeffentlichkeit vertreten und nicht bei derartigen Anläſſen an die
Luft geſetzt werden. Die Arbeiter wollen ſich nicht länger mehr
als Menſchen zweiter Klaſſe behandeln laſſen. Darum Arbeiter
und Arbeiterinnen von Greppin! Unterſtützt den gerechten, der
Arbeiterſchaft aber aufgezwungenen Kampf um ein Verſammlungs

lokal, meidet derartige Lokale, hauptſächlich die Gaſthöfe der Herren
Hermann Richter und Karl König. Werde keiner zum Ver-
räter ſeiner Arbeitsbrüder. Jſt folgender Vorfall nicht beſchämens
wert für einen organiſierten Arbeiter Als er bei Herrn Richter
ſein Geld verzehrte, machte ihn der Wirt aufmerkſam, daß er als
Organiſierter nicht bei ihm verkehren könne. Darum appelliert
die Lokalkommliſſion an das Solidaritätsgefühl der Greppiner
Einwohnerſchaft, und erſucht ſie, den Verkehr in den obengenannten
Lokalen vollſtändig abzubrechen, und nur bei demjenigen Wirt zu
verkehren, der wohl mit uns fühlt und denkt, der aber von der
Brauerei als Pächter abhängig iſt, und das iſt der Gaſthof Prinz
zum Preußen.

Z am Eine Parteiverſammlung findet am Sonn-
abend, den 22. Auguſt, abends 8 Uhr im Vereinslokal ſtatt. Der
er gen Tagesordnung halber iſt das Erſcheinen ſämtlicher Mit
glieder erwünſcht.

Mühlberg. Aus der Parteibewegung. Jn der am
Sonntag ſtattgefundenen, gut beſuchten Verſammlung des Diſtrikts,
erſtattete der Vorſitzende zunächſt den Danach hat
der Diſtrikt 195 Mitglieder darunter 57 Frauen. e wurden
im letzten Jahre 7 Mitglieder- und 5 öffentliche Verſammlungen.
Die Zunahme der Mitglieder beträgt 24, meiſtens Frauen.
Treffend kritiſierte der Vorſitzende die Gleichgültigkeit der vielen
Gewerkſchaftler, welche der Partei noch fernſtehen und da meinen,
ihre Pflicht und Schuldigkeit getan zu haben, wenn ſie in ihrer
Gewerkſchaft organiſiert ſind. Die Zahl der Gewerkſchaftler be
trägt 361. Umſtändehalber konnte der Kaſſierer nur den Kaſſen
bericht der letzten drei Quartale geben. Die ehe betrug
579,56 Mk., die Ausgabe 164,26 Mk. An die Kreiskaſſe wurden
306,30 Mk. abgeführt. Die faſt unveränderte Zuſammenſetzung
der Diſtriktsleitung ergab bei der Wahl folgendes: 1. Vorſitzender
Guſt. Klabe, 2. Vorſitzender Albert Beuſchold, 1. Kaſſierer
K. Blüher, 2. Kaſſierer E. Winter, Schriftführer F. Thimig,
Reviſoren H. Günzel und Frau Winter. Die Zeitungskommifſion
beſteht aus den Genoſſen K. Gerber, R. Ockert und H. Thiele.
Ein Antrag zum Kreistag, welcher die Einführung des monat-
lichen Beitrages von 40 Pfg. für männliche und 15 Pfg. für
weibliche Mitglieder zum Ziele hatte, entfeſſelte eine lebhafte De
batte. Die Verſammlung ſah keinen dringenden Grund zur Bei-
wagderhrbmig u lehnte dieſen Antrag ab. Gleichfalls abgelehnt
wurde eine beabſichtigte Aenderung der S 3 und 6 des Statuts.
Angenommen wurden folgende Auträge: Der Kreistag wolle eine
anderweitige Regelung der Delegation zum Bezirkstag einführen,
das die Berückſichtigung aller Diſtrikte gewährleiſtet. Die Ent
ſchädigungsſätze der Diſtriktsverwaltungen ſind im ganzen Kreiſe
einheitlich zu regeln. Als Delegierte zum Kreistag wurden ge
wählt die J Klobe, Beuſchold, Winkler, undFrau Winter. Die Verſammlungen finden, um die egelmäßigkeit
wieder herzuſtellen, an jedem letzten Sonntag im Monat pünktlich
8 Uhr ſtatt. Als Unterkaſſierer, an Stelle des Vorſitzenden,
wurde Genoſſe Günzel gewählt. Die beſchäftigte
ſich noch mit einem Artikel des Liebenwerdger Kreisblatts, welches
ſich kürzlich mit angeblichen Mißſtänden in der Seifenfabrik der
Großeinkaufsgeſellſchaft in Gröba befaßte und verſuchte die Sozial
demokratie mit Schmutz zu bewerfen. (Dem Verleumderblättchen
wird an anderer Stelle der Nummer die gebührende
Abfuhr erteilt.) Da in jenem Bericht unſer früherer Reichstags
kandidat, Genoſſe Fleißner, beſonders bedacht wurde, erhob die
Verſammlung energiſchen r und bezeichnete das Elaborat
S h es ſein ſoll, nämlich ſchäbige Wahlmache zur Reichs
tagswahl.

Hohenleiptſch. Parteigenoſſen! Am Sonnabend, den
22. Juli findet unſere Mitgliederverſammlung ſtatt. Da die legte
Verſammlung infolge zu ſchwachen Beſuches nicht abgehalten
werden konnte, ſo werden die Parteigenoſſen und Genoſſinnen
dringend gebeten, recht zahlreich zu erſcheinen, da eine wichtige
Tagesordnung zu igen iſt.

Theißen. vom „liberalen“ Vereinsgeſetz.Am kommenden Sonntag veranſtaltet die organiſierte Arbeiter
ſchaft in Streckau das Gewerkſchaftsfeft. Der im Feſtprogramm
vorgeſehene Umzug wurde vom Amtsvo Schiller nicht
nehmigt und zwar „aus Gründen der e di Se Ruheund Ordnung“. Ein echtpreußiſcher Beſcheid. Die ründung
des Verbots, die ſich nur auf Tatſachen lokaler Natur, au
denen ſich nach vernünftigen Ermeſſen eine nahe Möglichkeit der
Verwirklichung der Gefahr ergebe, tützen muß, ſchenkt ſich der Be
amte natürlich. Jmmer das alte Lied!

Allerlei.
Das Eiſenbahnunglück bei Mäüllheim.

Wer trägt die Schuld?
Man leſe was der L. U. zu dieſer Frage aus Baden ge

ſchrieben wird
„Die Schuld an der entſetzlichen Kataſtrophe will man dem

Lokomotivführer Platten t Er ſoll, obſchon er
kurz vorher in Baſel die Weiſung erhielt, langſam durch die
im Umbau befindlichen Geleiſe der Station zu fahren, die Ge
ſchwindigkeit nicht r haben. Der Führer, der aus
nahmsweiſe einen Reſerveheizer bei ſich hatte, behauptet, es habe
die Bedienung der Bremſe verſagt. Platten iſt bald 25 Jahre
Führer und ein ſolider Mann mit guten häuslichen Verhält
niſſen. Der Heidelberger Zugmeiſter, der in Baſel den Zug
übernahm, gab an, dort ſei ihm der Füdrer Platten ſo erſchöpft
vorgekommen. Darin liegt wohl die Urſache zur Kataſtrophe:
in Baden findet aus ſfiskaliſchen Gründen eine
ſchauderhafte Ausnutzung des Fahrperſonals ſtatt.
Der Abgeordnete Geck hat bereits in der Petitionskommiſſion
des Reichstages anläßlich der LokomotivführerPetition auf dieſe
Gefahr hingewieſen. Platten fuhr am Sonntag 10.56 von
Offenburg nach Baſel; um 5 Uhr von dort nach Offenburg
von 8 Uhr an hatte er Pauſe bis nachts 2 Uhr, dann führte
er den Gotthardzug nach Baſel und kam dort um 5 Uhr früh
an. Um 8 Uhr früh wieder mit dem Eilzug zurück und /29
Uhr entſtand die Kataſtrophe!

Drei Kinder verbrannt.
Jn dem Dorfe Piglatachi bei Vizen za in Jtalien brach in

einem Hauſe Feuer aus, während die drei Kinder des Beſitzeallein zu Hauſe weilten. Der Vater ſtieg nach ſeiner Kchetr

mittels einer Leiter in die brennende Wohnung. Es gelang ihm
wohl ſeine drei Kinder herauszuholen, doch erlagen ſie bald danach
den erlittenen Brandwunden.



e e
5 4 ma 4 Se u

Haſſe und Saaſxreß:.
Halle a. S., den 20. Juli 1881,

Unte d u er dieſer Ueberſchrift bringt die Saalegeitung und ihrAbleger die Allgemeine krktiklos eine ch ſeinekhere Ge
ſchichte, die Schlußfolgerungen hat, gegen die auf das ſchärfſte
Front gemacht werden muß. Es wird nämlich nichts Ge

darin verſucht, als die Krüppel, die auf dem blutigen
Sch achtfelde der Arbeit ihre geſunden Glieder laſſen mußten,
u r Rentenjägern zu ſtempeln. Dieſe neue liberale

roßtat ſieht ſo aus:
Herr Dr. Schepelmann in Halle a. S. veröffentlicht einen

Fall angeborenen Fehlens der Hände bei einem ſechsjährigen
Mädchen. Eine bei ſtarker Beugung des Armſtumpfes ſich er
gebende Hautfalte wird von dem überaus geſchickten Kinde
dazu venutzt, kleinere Gegenſtände, wie Nadeln, Schreib
federn, Streichhölszer zu umklammern. Unter Anwendung
beſonders erſonnener Handgriffe gelingt es der Kleinen auch,
mit beiden Armſtumpfen zuſammen Waſchlappen und Kamm
zu ergreifen, ſich die Kleider an und auszuziehen und ſelbſt
Knöpfe, ſoweit ſolche nach außen ſtehen, in die zugehörigen

Knopflbcher hineinzubringen. Dr. Schepelmann vergleicht
das hierdurch zum Ausdruck gebrachte Maß von Arbeits-
fähigkeit mit den nur äußerſt geringen Fähigkeiten, welche
Unfallverletzte ſich anzueignen pflegen, da bei dieſen das
Moment der alsdann in Frage kommenden Rentenminderung
gerade in entgegengeſetztem Sinne wirkt und davon abhält,
die verftümmelten Gliedmaßen durch zweckmäßige Uebung
ſoweit auszubilden, wie dies ohne Schwierigkeit oft möglich
wäre.

Wir meinen, daß eine ſolche Verknüpfung der Anlernung
eborener Krüppel und der Behandlung von erwachſenen Un
allbeſchädigten eine irreführende Methode iſt. Die Wiſſen-

ſchaft ſollte damit zufrieden ſein, den Bedauernswerten, die
die Natur ſo arg benachteiligt hat, einige Hilfe bringen zu
vwnnen. Aber aus Einzelfällen, in denen das gut gelungen
t, abzuleiten, daß auch durch Unfall krüppelig Gewordene auf
alle Fälle noch ihre kaputten Glieder ſo trainieren müßten,
daß ſie wieder voll für das Kapital fronden können, iſt eine
ans ungehörige Zumutung. Perſonen, die durch die Hetze, die
ange Arbeitszeit und die Unſicherheit in den Betrieben zu Un

fallkrüppeln geworden ſind, büßen durch den Ungklücksfall, die
nachfolgende Krankheit, und durch das Fehlen von Körperiteilen
ſoviel an Lebensgenuß ein, daß ihnen die paar Mark Unfall-
rente ſelbſt in Fällen beſter Gewöhnung an den Krüppel-

and unbedingt und ungeſchmälert erhalten bleiben müſſen.
ieſe Zahlungen ſind das allermindeſte, was der Kapitalis-

mus ſeinen fürs Leben leidenden Opfern ſchuldet.
a darf nicht abgeknappſt und gequetſcht werden. Es iſt tief be

lich, daß ſich Aerzte an den Beſtrebungen, Unfallkrüppeln
wegen Gewöhnung die Rente zu mindern, beteiligen, und dann
noch den geringen Erfolg dieſer Gewöhnung auf eine gewiſſe

Böswilligkeit der Unglücklichen zu ſchieben verſuchen.
Verwerflich aber iſt es, wenn Blätter, die ſich noch immer
liberal ſchimpfen, ſolch illiberale, unſoziale Be-
ſtrebungen durch ſo ſchiefe Beiſpiebe, wie das obige,
unterſtützen

Die Milchverforgung der Stadt Halle
Mit dem Zufammenſtrömen großer Bevölkerungsmengen in

den Städten find unſere modernen Großſtädte immer mehr
reine Konſumtionszentren geworden. Sie ſind hauptſächlich,
ſoweit es ſich um die Nahrungsmittel handelt, auf die Verſor-
gung von außen her angewieſen. Die Kommunalvpolitik ſteht
bei der Verſorgung der Bevölkerung mit den nötigen Nah-
rungsmittein vor einem großen Problem. Den erſten Platz
hierin nimmt die Nilchverſorgung ein. Die Bedeu-

dieſer Frage veranlaßte das Statiſtiſche Amt der Stadt
g. S., eine umfaſſende Erhebung über die Milchverſor-

gung unſerer Stadt vorzunehmen, deren Ergebniſſe im 16. Heft
der Statiſtik der Stadt Halle niedergelegt ſind. Wir geben im
folgenden einige allgemein intereſſterende Daten aus der Ab
handlung wöeder:

Der Nibchbezug der Stadt Halle a. S. betrug am
(29. September 1020) 38 611 Liter Milch, davon

kamen Hiter auf die Müilchgufuhr von auswärks auf
Srahen und Landwegen, 26008 Liter auf die Milchzufuhr per

den Verkauf der einheimiſchen Kuhhal-
et der Milkchgufuhr auf Landwegen erſtreckt

allgemeinen bis auf 29 Kilometer ab Marktplatz Halle
an der Saale, doch liegt die entfernteſte Station, die
Milch per Bahn vach Halle a. S. abgab, 87 Kilometer
entfernt. An der Nilchzufuhr von auswärts waren 155

Betriebe betelligt, von denen 40 je 160 bis
Milch 381 lieferten weniger als 100 Liter,

W mehr als 500 er Milch. Die Milchproduktion
in Hakle iſt naturgemäß nur unbedeutend. Die Mehrzahl
der ſtädtiſchen Kurhhaltungen liegt an der Peripherie in den
neu eingemeindeten, teilweiſe auch heute noch etwas agraren
Teiklen Halles. Am MWilchvertrieb find der einheimiſche

r Milchhandel, der auswärtige ambulante Milch-
del und die Kuhhaltungen auf Stadtgebiet beteiligt. Es

wurden am Srhebungstage 04 einheimiſche Milchhändler
t, die an gewöhnliche Haushaltungen zirka 22000 Liter

t abſetten. W vertrieben die Milch in feſtſtehendem
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Ladengeſchäft (zirka Noo Liter), 182 im ambulanten Milch-
handel (10 800 Liter). Ein Drittel der Milchhändler betrieb
den Milchhandel im kleinſten Umfange. Jeder von ihnen be
zog durchſchnittlich 22,7 Liter Milch. 96 Händler hatten einen
Milchbezug von 651 bis 200 Liter Milch (pro Händler 110 Liter);
9 bezogen 201 bis 500 Liter Milch (pro Händler 288 Liter),
5 über 500 Liter (pro Händler 80925 Liter). Der Halleſche Milch-
handel iſt danach ſehr zerſplittert. Weiter waren am
Milchvertrieb 40 auswärtige ambulante Händler beteiligt,
die an gewöhnliche Haushaltungen 5627 Liter Milch abſetzten.
Nur 4 von den 40 Händlern waren Landwirte, die die zum
Verkauf gebrachte Milch in eigenem land wirtſchaftlichen Be
triebe gewonnen hatten. 14 ſtädtiſche Kuhhaltungen ver-
kauften am Erhebungstage 1171 Liter Milch. Ein wichtiges
Moment für die Größe des Milchabſatzes ſind die Milchpreiſe,
beſtimmt doch ihre Höhe weſentlich die Verbrauchsmöglichkeit
der Ware. Jhre Entwicklung wird in der Schrift für eine
Reihe von Jahren zurückverfolgt. Dabei ergeben ſich im Ver
lauf der letzten 12 Jahre zwei Preis ſteigerungen von
16 Pf. auf 18 Pf. pro Liter Vollmilch zu Anfang des neuen
Jahrhunderts, und von 18 Pf. auf 20 Pf. pro Liter Vollmilch
im Jahre 1907. Als höchſter und häufigſter Preis wurde bei
der Erhebung der von 20 Pf. ermittelt, als niedrigſter der von
18 Pf. Eine Unterſuchung über den Milchverbrauch
der Bevölkerung der Stadt Halle a. S. zu Genußzwecken läßt
dieſen gegenüber den von anderen Städten berechneten Milch-
verbrauch als auffallend gering erſcheinen. Auf den
Kopf der Bevölkerung kamen am Erhebungstage nur 0,17 Liter
friſche Trink- und Kochmilch.

Der Verfaſſer hebt hervor, daß das Ergebnis mit den für
andere Städte angeſtellten Berechnungen aber nicht ſchlechthin
vergleichbar iſt, inſofern dieſe die zu gewerblichen Zwecken ver
arbeitete Milch nicht, oder wenigſtens nicht vollſtändig in Ab-
zug bringen, während für Halle unter Abzug jeglicher weiter
verarbeiteter Milch lediglich die zu Trink- und Kochzwecken
verbrauchte Milch in Rechnung gezogen iſt.

Die Arbeit bringt mancherlei Belege für Schäden bei
Milchgewinnung, der Milchzufuhr und dem Milchhandel,
die Lieferung einer hygieniſch einwandfreien Milch nicht
immer zu gewährleiſten ſcheinen. Es wird die Frage aufge
worfen, wie ſich ſolche Schäden wirkſam bekämpfen laſſen. Als
Mittel werden genannt: geſetzliche Einführung einer ſchon am
Produktionsorte einſetzenden Kontrolle der Milchgewinnung
und des Milchverkehrs, wie es auch die Milchhändlervereine
nach Drucklegung der Schrift kürzlich ausgeſprochen haben.
Zentraliſation des Milchverkehrs durch die
Städte oder gemeinnützige Geſellſchaften nach
Muſter der ſtädtiſchen Schlachthöße uſw., genoſſenſchaft-
liche Organiſation der Milchproduzenten, und
-konſumenten oder Milchhändlex. Als ein großer
Mangel des Syſtems der Regelung des Milrhverkehrs durch
Polizeiverordnungen der Städte wird es empfunden, daß dieſe
nur für den Stadtbezirk Geltung haben, deſfen Grenzen vom
Milchverkehr naturgemäß ſtändig überſchritten werden. Selbſt
gut ausgearbeitete Polizeiverordnungen der Städte werden
eine volle Löſung der Frage der Milchverſorgung eben wegen
ihrer beſchränkten Gültigkeit auf das Stadtgebiet nicht
bringen. Mangels Einführung einer reichs- oder landesgeſetz-
lich geregelten Kontrolle der Milchproduktion und des Milch-
verkehrs werden die Städte früher oder ſpäter der Frage der
Gründung von Milchämtern, Milchwerken oder Milchzentralen
(Milchhöfen) nähertreten müſſen, wofern nicht etwa gemein
nützige Geſellſchaften oder genoſſenſchaftliche Organiſationen
die Milchverſorgung unter behördliche Kontrolle in die Hand
nehmen.

Auf dieſe ſehr beachtlichen Schlußfolgerungen des Verfaſſers
Wien wir, wenn die Schrift uns vorliegt, noch zurückkommen
müſſen.

Hiſtoriſcher Tageskalender für Halle.
„20. Juli.

1689. Die aus der Pfalz hier Eingewanderten erhalten die
gleichen Privilegien wie die Hugenotten.

eher ehe emm-

der
die

Ein Ferienausflug für Kinder nach der Heide iſt für Diens-
tag, den 25. d. M., geplant. Möge die Beteiligung recht lebhaft
ſein, denn der Tag verſpricht ein ebenſo frendiger zu werden wie
das letzte Kinderſeſt im Volkspark. Jedes Arbeiterkind muß ſich
anſchließen, auch wenn es mal keine ſo beſonders ſchöne Kleider
an hat! Ferien ſind für alle Kinder, nicht zum Arvbeiten, ſondern
ur Erholung da. Jn Knolls Hütte werden, nachdem ſich die

Kinder vom Marſche erholt haben, Spiele in bunter Abwechſlung
veranſtaltet; auch iſt für Ergqnickung reichlich geſorgt. Der Ab-
marſch erfolgt um 3 Uhr von der Kröllwitzer Brücke und vom
Hettſtedter Bahnhofe. Zur Beſtreitung der unvermeidlichen Un-
koſten ſoll jedes Kind 5 Pfg. mitbringen. Das nächſte Kinder-
feſt im Volkspark iſt für den 2. Auguſt in Ausſicht ge-
nommen.

Ein Zwang zur Berrichtung gefährlicher Arbeiten wird
durch ein Urteil der letzten Gewerbegerichtsſitzung ausgeübt.
Der Filmvorführer H. klagte wegen ungerechtfertigter plötz-
licher Entlaſſung gegen den Kinomgtographenbeſitzer Zimmer-
mann, Geiſtſtraße 5, auf Zahlung von Lohn für 14 Tage.
Der Vertreter der Firma behauptet, zur ſofortigen Ent-
laſſung berechtigt geweſen zu ſein, venn H. habe ſich geweigert,
einen im Programm vorgeſehenen Film durch den Apparat

laſſen. H. erwiderte, der Film ſei derartig defekt geweſen,a beim Vorführen große Feuersgefahr zu befürchten war.
Drei ſachverſtändige Zeugen bekundeten, daß der fragliche Film

beſchädigt war; ein Durchlaſſen durch den Apparat ſei aber

lich geweſen, allerdings mußte dieſes mit der größtenWerken und Forfgg ken denn ein Filmbrand
ſei ſehr gefährlich. Der Kläger wurde trotz dieſer Ausſagen
mit ſeiner Klage abgewieſen mit der Begründung: Er habekein Recht gehaht ſich zu weigern, den Film vorzuführen, nach

dem das ausdrücklich von ihm wurde. Nach den Aus
ſagen der Zeugen war eine Vorführung noch möglich und tatächlich ſei ſie war noch zweimal erfolgt; wenn er dabei um
ein eigenes Leben fürchtete, 8 ſei das ſein Pech. Er braucheich ja bann einen derartigen Beruf nicht zu wählen.

Elne ſolche Züge iſt ſo ziemlich das Unbegreiflichſte,
was ſich das hieſige Gewerbegericht in letzter Zeit geleiſtet hat.
Wenn Vor ſicht im Beruf durch ſolche Urteile beſtraft
wird, iſt es kein Wunder, daß die Betriebsunfälle zun ehmen.

Vom neuen St ererwitetergießpe Die auf Grund des 88
des Geſetzes in Preußen erlaſſenen Miniſterialvorſchriften be
timmen, daß die gewerbsmäßigen Stellenvermittler als Geſchäftsu nur den Vor und Familiennamen und die Bezeichnung

ewerbsmäßiger Stellenvermittler“ anbringen düxfen, ſowie die
erufe, für die ſie vermitteln. Der Kaufmann Jeske, der ein

großes Vermittlungsburean in Berlin gekauft hat, hat käuflich
miterworben die Firmenberechtigung des Vorbeſitzers, der 1903 in
das Handelsregiſter eingetragen wurde mit der Firma „Erſtes
Berliner Geſindevermittelungskontor Alwin Löw“. Mit Rückſicht
darauf glaubte Jeske, er könne auch noch nach Jnkrafttreten des
Stellenvermittler- Geſetzes vom 2. Juni 1910 und der daranufhin
ergangenen miniſteriellen Vorſchriften ein großes Schild vor dem
Geſchäft weiter behalten, auf dem es heißt: „Erſte Berliner Dienſt-
und Arbeitsbörſe, früher erſtes Geſindevermietungs-
kontor, begründet 1815“. Auch glaubte er ſich auf das
Handelsgeſetzbuch und die 88 152 und 148 Ziffer 14 der Gewerbe
ordnung berufen zu können. J. wurde aber vom Landgericht
wegen Uebertretung der erwähnten Miniſterialvorſchriften auf
Grund der Strafbeſtimmungen des Stellenvermittler-Geſetzes zu
einer Geldſtrafe verurteilt, weil er die Miniſterialvorſchriften nicht
beachtet r Neben dem genannten Firmenſchilde wurden auch
Schilder für unzuläſſig erachtet, die angaben, welche Stunden für
männliches Perſonal und welche Stunden für weibliches Perſonal
die Geſchäftsſtunden ſeien.

Das Kammergericht verwarf die gegen das Urteil eingelegte
Reviſion mit folgender Begründung Das StellenvermittlerGeſetz
gebe im 8 8 den Landes Zentralbehörden die Befugnis, weitere
Beſtimmungen über den Geſchäftsbetrieb der Stellenvermittler zu
erlaſſen. Das Miniſterium ſei daher berechtigt, im Rahmen
des 88 auch Vorſchriften zu erlaſſen, welche mit dem Beſtimmun-
gen des Handelsgeſetzbuchs über die Firmenführung in Wider
ſpruch ſtänden. Darum konnten die Vorſchriften unter s 6, die
hier in Frage kommen, erlaſſen werden. Den Vorſchriften des
Stellenvermittler Geſetzes lieſen ſie nicht zuwider, und das ſei
entſcheidend. Jm übrigen komme 8 15a der Gewerbeordnung
nicht in Frage, da er ſich nur auf Läden beziehe. J. dürfe die
gekaufte Firma auf Briefköpfen uſw. weiter benutzen. Nur dürfe
er ſie nicht am Hauſe anbringen, weil das nach S 6 der miniſte-
riellen Vorſchriften unzuläſſig iſt. Die Vorſchrift ſoll der ſchreieriſchen
Reklame und den blendenden Vorſpiegelungen mancher Stellen
vermittler entgegenwirken.

Steuerbefreinng während militäriſcher Uebungen. Die
übungspflichtigen Reſerviſten und Landwehrleute ſind für die
Monate, in denen ſie zur Uebung bei der Truppe herangezogen
werden, von der Steuer befreit. Wenn auch nur ein einziger
Uebungstag auf den Monat entfällt, ſo bleibt doch der ganze
Monat ſteuerfrei. Da jedoch ohne beſonderen Antrag eine
Steuerbefreiung nicht eintritt, ſo müſſen die Betreffenden unter
Vorlegung oder Einſendung des Militärpaſſes ſich bei der Ge
meindebehörde ihres Wohnortes melden und die Stener-
befreinung beantragen.

Aegypter im Zoologiſchen Garten. Die farbige Kara
wane, welche geſtern ihr Lager in der Schweriner
ausſtellung abgebrochen hat, ſiedelt im Laufe des
Tages nach unſerer Stadt über und wird wahrſcheinlich g
10 Uhr abends ankommen. Die Zeit bis zur Eröffnung der
Schauſtellung nächſten Sonntag wird nun damit ausgefüllt, die Wohnraäume und Arbeitsſtätten fertig herzurichten,

denn die Schauſtellung wird diesmal die Bewohner des dunklen
Erdteils nicht nur ihrem Können als Gaukler, Ha
und dergleichen zeigen, dem Beſucher ſoll ein möglichſt voll
ſtändiges Bild einer nordafrikaniſchen Niederlaſſung vor
Augen geführt werden. Die Schwierigkeiten, welche in der
Zuſammenſtellung einer Karawane beſtehen, welche ethno
graphiſchen Anforderungen wirklich gerecht wird, dürfen nicht
unterſchätzt werden. s handelt ſich darum, typiſche Ver
treter der einzelnen Bevölkerungsgruppen zu zeigen, und dieſe
wiſſen ſehr wohl, daß ſie ein geſuchter Artikel ſind, und erſt
nach langem Handeln und Bieten über das Gehalt, gelingt es
dem Unternehmer, die Leute zum Mitkommen zu bewegen. Die
Summen, welche da gezahlt werden müſſen, ſind oft ſehr erheb
lich. Monatsgehälter von 200--400 Mark neben vollſtändig
freier Reiſe und Verpflegung ſind nicht ſelten, zumal wenn
das betreffende Mitglied der Karawane ein geſchickter Gaukler
oder Handwerker iſt. Beſondere Schwierigkeiten macht bei
einer Truppe, wie der unſrigen, das Engagement der Frauen
Das bringt die eigenartige Stellung des weiblichen Geſchlechts
unter dem Banner des Jslam mit ſich. Nicht nur werden
jüngere Frauen von ihren älteren wo Plicyn Angehörigen gern
zurückgehalten, auch die Eiferſucht der Männer ſpielt hierbei
eine Rolle. Namentlich aber die e Unbildung und
die ſklaviſche Zurückgezogenheit der Frau und die ſich hieraus
ergebende Scheu vor der Oeffentlichkeit bringen es mit ſich,
daß unter denVertreterinnen des ſchönen Geſchlechts wenig Luſt
zur vorübergehenden Auswanderung vorhanden iſt. Der Um-
ſtand, daß in früheren Jahren gewiſſenloſe Unternehmer die
Mitglieder ihrer Truppe nach Beendigung der Tournee einfach
im Stiche gelaſſen haben, hat die Regierungen im Auslande
veranlaßt, für jeden ausgeführten Farbigen eine hohe Kaution
u fordern, die Garantie Beatehe für ordnungsgemäße Rückkehr der Leute in ihre heimatlichen Gefilde.

Vei der Arbeit verunglückt iſt heute früh der Arbeitsburſche
Meiſe. Auf dem Hofe der Firma Burchard am Kleinen
Sandberg wurde ihm ein durch ein Fuhrwerk vor der engen
Einfahrt verſehentlich herumgeriſſener Eiſenträger ſo heftig gegen

I

Freitag a 21. Juli
Schlusctag Innere
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Derdas Bein geworfen, daß ein Unterſchenkelbruch eintrat.
Unfallwagen brachte ihn ins Eliſabethkrankenhaus.

Kin unzuläſſiges Zeugnis war einer Verkäuferin ausgeſtellt
worden, die 14 Jahre in einem hieſigen Wäſchegeſchäft tätig ge
weſen war und vor dem Kaufmannsgericht klagte. Die Klägerin,
die in der letzten Zeit ihrer Tätigkeit pro Monat 90 Mk. Gehalt
erhielt, wurde von der Firmeninhaberin wegen angeblich unpaſſen-
den Benehmens am 24. Juni plötzlich entlaſſen. Das Gehalt
wurde nur bis 1. Juli gezahlt. Die Verkäuferin hatte nun Gehalt
für mindeſtens ſechs Wochen wegen kündigungsloſer Entlaſſung
135 Mk. zu verlangen. Sogar ein Unternehmerbeiſitzer erkannte
dieſe Forderung als durchaus berechtigt an, da das Handelsgeſetz
buch ſechswöchentliche Kündigung vorſchreibt. Die Klägerin ließ
ſich aber leider durch einen Vergleich darauf ein, mit einem
Monatsgehalt von 90 Mk. fürlieb zu nehmen. Das Zeugnis ent-
hielt den unzuläſſigen Paſſus, die Verkäuferin ſei wegen un-
paſſenden Benehmens entlaſſen worden. Dieſer
Paſſus wird aus dem Zeugnis entfernt.

Tobſuchtsanfall. Jn der Nacht zum Mittwoch wurde ein
Former in ſeiner Wohnung in der Lauchſtedterſtraße tob-
ſüchtig. Bei der Zertrümmerung einer Fenſterſcheibe zog er
ſich ſchwere Verleßsungen am Arm zu. Obwohl er ſtark blutete,
konnte dem Mann m infolge der umſtändlichen Meideeinrich-
tung zur Veſchaffung des Krankenwagens erſt nach Verlauf
von zwei Stunden Hilfe gebracht werden. Er fand nun Auf-
nahme in der Klinik und wurde ſpäter in eine Heilanſtalt über-
führ:

Vereins- und Vergnügungskalender.
Gartenkonzeri findet am Freitag abend im Glau-

Die gulbeſetzte Kapelle bietet einuchaiſchen Schützenhaus ſtatt.
reichhaltiges Programm

Wall la- Theater. Die Lokalrevue. Halle, ſei mir
gegrüßt, wird nur noch bis Sonnabend aufgeführt. Am Sonn-
tag wird z erſten Male die luſtige Mannſtedtſche Geſangs
poſſe Der Stabstrompeter, Muſik von Steffens, gegeben.

Aöntern. Achtung, Parteigenoſſen! Sonnabend, den
22. Juli, abends Se Uhr, ſindet im Bürgergarten zu Könnern
eine Bitgliederver ſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins

Da vont Bezirksſekretär Dreſcher- Halle ein Vortrag über
den vraktiſchen Teil des Parteiprogramms gehalten wird, iſt ei
recht ſtarker Beſuch erwünſcht.

Teicha, Morl, Merkewis,. Varteigenoſſen! Am Sonntag,
den 23. Juli, nachmittags 3!/3 Uhr, ſoll im Reſtaurant des Herrn
Ronniger in Teicha eine Mitgliederverſammlung des Sozigl-
demokratiſchen Vereins ſtattfinden. Da verſchiedene ſehr wichtige
örtliche Angelegenheiten erledigt werden ſollen, werden die Mit
glieder erſucht, ſich vollzählig einzufinden.

Das Parteiſekretariat.
Dieskau. Ertrunken. Geſtern abend ertrank beim Baden

in dem etwa zwei Meter tiefen Waſſer einer Hiesgrube der Heizer
Mach aus Halle. Seine Leiche wurde bald herausgezogen.
Wiederbelebungsverſuche blieben erfolglos.

Aus den Gerichtslälen.
Kaufmannsgericht.

Wann iſt eine Prodiſion fällig Mit dieſer Frage r
ſich das Gericht in der Sache eines Geſchäſtsreiſenden gegen eine
hieſige Weinfirma. Der Kläger, der 16 Jahre in dem Geſchäft
tätig geweſen iſt, verlangte eine Proviſion von 79,26 Mk da ſich
das Geſchäftsverhältnis durch den Tod des früheren Jnhabers

aufgelöſt hatte. Der Vertreter der Firma erkennt die Forde-
rung an ſich als berechtigt an, beſtreitet aber die
egen wärtige Fälligkeit, da Proviſionen erſt dannällig ſind wenn die Zahlung für die gelieferten
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Aufträge eingegangen iſt. Seſegtlich iſt das zu
treffend. Der Kläger macht aber geltend, daß es während
ſeiner 16jährigen Tätigkeit in dem Geſchäft üblich geweſen iſt,
die Proviſionen ganz abgeſehen davon, ob die Zahlungen
eingegangen waren oder nicht ſtels am 1. Januar und 1. Juli
zu verrechnen. Dies war ein Ausnahmefall. Man ſchloß des-
halb einen Vergleich, nach dem vereinbart wurde, die Proviſion
am 15. Oktober d. J. zu zahlen.

Gratifikationen ſind Teile des Gehalts. Auf dieſen Stand-
punkt ſtellte ſich das Gericht in der Sache eines Handlungs-
gehilfen gegen die bekannte Verſicherungsgeſellſchaft Jdunag,
die wieder einmal mit drei Prozeſſen an der Gerichtstafel
„prangte“. Der Handlungsgehilſe erhielt monatlich 100 Mk.
Gehalt und ſollte zu Weihnachten eine Gratifikation von 109
Mark bekommen. Er war vom 1. Januar bis 31. Auguſt 1910
in der Jdunga tätig und forderte auf die acht Monate ſeiner
Tätigkeit die Gratifikation von 6635 Mk. Der Vertreter der
Firma meint, er erkenne die Forderung nicht an; die Grati-
fikation könne nicht als ein Teil des Gehalts angeſehen wer-
den. Keineswegs beſtehe ein klagbares Recht auf die Grati-
fikation. Das „Geſchenk“ denn nur um ein ſolches handle
es ſich werde höchſtens dann gezahlt, wenn das Dienſtver-
hältnis zu Weihnachten noch beſtehe. Der Kläger ſtützt ſich
auf frühere Entſcheidungen des Kaufmannsgerichts, die Grati-
fikationen ſtets als Teile des Gehalts angeſehen hätten.
Die Jduna- Geſellſchaft habe die Gratifikationen ſeit ihrem
Beſtehen gezahlt.

Das Gericht verurteilte dann auch die Geſellſchaft zur Zah-
lung des geforderten Betrages. Jn der Urteilsbegründung
hieß es, das hieſige Kaufmannsgericht habe in ſtändiger Praxis
Gratifikationen als Teile des Gehalts angeſehen, wenn ſie
nicht als beſondere Geſchenke gelten. Dieſe Gratifikation habe
nicht den Charakter einer freiwilligen Gabe, ſondern ſie müſſe
ls ein Teil des Gehaltes gelten, auf den die Angeſtellten vonV

vornherein rechnen konnten.

Allerlei.
Ein Edelſter und Beſter.

Wegen verſuchter Notzucht hatte das Diviſionsgericht der
Kommandantur in Berlin den 22jährigen Leutnant Freiherr
Ottomar Hubert v. Gumpenberg zu ſieben Monaten
Gefängnis und Dienſtenlaſfung verurteilt. Gegen
das Urteil wurde Berufung eingelegt. Die neue Verhandlung
hat am Mittwoch vor dem Oberkriegsgericht in Berlin 1 be
gonnen. Nach dem Aufruf der Zeugen wurde ſofort die ganze
Oeffentlichkeit für die Dauer der Verhandlung aus ge-
ſchloſſen. Jnzwiſchen ſind auch ärztliche Gutachten einge-
holt worden, die natürlich ergeben haben, daß ver Leutnant
erblich belaſtet iſt, weil ſein Vater, ein hoher Offizier,
Alkoholiker war. Ueber den Werdegang des bhoffnungs-
rollen Adelsſprofſfen macht nun die gewiß unverdächtige Natio-
nalzeitung folgende Angaben:

„Der junge Freiherr iſt zunächſt von Hauslehrern unter-
richtet worden. Alsdann kam er auf die Jeſuitenſchule. Einige
Monate war er Schüler des Kadettenkorps. Dort konnte er
ſich mit dew Kameraden nicht vertragen, da er die Hadetten
bürgerlicher Abkunft und die von niederem Adel mit
Verachtung behandelte. Er iſt ſchließlich auf ver-

mſchiedenen „Offizierspreſſen“ geweſen, um ſich zum Fähnrichs-
examen vorbereiten zu laſſen. Trotzdem fiel er mehrfach beim
Fähnrichsexamen durch und wurde erſt durch die Gnade
des Kaiſers zum Fähnrich
in das Huſarenregiment Nr. 2
Zuletzt war er Leutnant im 1

efördert. Als Fähnrich trat er
in Langfuhr bei Danzig ein.

1. Pommerſchen Dragonerregi-
ment in Lyck. Sowohl in Langfuhr als auch in Lyck ließ er ſich
mehrfach Konzerte telephoniſch
Wegen ſeiner Lebeweiſe erhielt
längeren Aufenthalt in dem erwähnten

und korbweiſe,

300 Meter Bretter
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Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2) 19. Juli.
n Bankbeamte Holleck

und Margarete Heinrich (Volk-
mannſtraße 8 und Alte Prome-
nade 31). Kernmacher Schulze

Farrew bei Berlin. D. R.). Hier ſoll er Gelegenheit genoma
aben, die Freuden, die die Reichshauptſtadt den Zahlungs

fähigen bietet, in vollen Zügen zu e. Da die Unter-
ha pnngen der Mutter für das ſchwelgeriſche Leben des jungen
Nannes bei weitem nicht ausreichten, ſo wandte er ſich in Ber

lin an Wucherer. Dieſe ſollen den jungen Offizier derartig ge
rupft haben, daß ſich ſeine Schuldenlaſt ſchließlich auf 300 000
Mark belief, wofür er 20000 Mark in bar erhalten hat. Die
Mutter weigerte ſich, dieſe Schuldenlaſt zu tilgen. Die Dar
lehnsgeber dürften aber trotzdem in ver Zeit zu ihrem
Gelde kommen, denn v. Gumpenberg iſt nicht nur der ei eErbe des großen Vermögens ſeiner Mutter, ſondern er be ift

außerdem in Bayern ein Kronlehen.“
Jn einem Berliner Café warf er nach dem Kronleuchter mit

Goldſtücken, die dann von den Gäſten aufgefangen wurden.
Man muß ſich fragen, wie dieſer notoriſch unfähige Menſch, der
dumm aber reich war, zur Ernennung zum Fähnrich vorge-
ſchlagen werden konnte. Welche unverantwortliche Stelle mag
dieſen Vorſchlag gemacht haben? Stets und immer wird die
hohe Begabung der einzelnen Mitglieder des Offizierkorps be
tont und nun auf einmal erfährt man, daß Leute auch Offi-
ziere werden können, die nicht einmal ein Examen beſtanden
haben. Nur dem Umftand, daß er das Delikt der Notzucht ver-
ſuchte, iſt es zuzuſchreiben, daß dieſer Degenerierte, geiſtig nicht
völlig Zurechnungsfähige, ausgeſchaltet wurde. Unter anderen
Umſtänden hätte dieſer Abkömmling des Hochadels vermutlich
noch einige Sproſſen der mililäriſchen Stufenleiter erklommen.

Das Urteil wider den Edlen.,
Der vornehme Freiherr, dem ſieben Monate Gefängnis für

cin Notzuchtsverbrechen zu hoch erſchien, hat in der Tat inſo-
fern Erfolg mit ſeiner Verufung gehabi, als es zwar bei dem
früheren Urteil geblieben iſt, ihm aber vier Monate auf die
Unterſuchung abgerechnet wurden. Der Verhandlungsleiter
Oberkriegsrat Glaſewald bemerkte in der Urteilsbegründung,
der Gerichtshof hat angeſichts des Verhaltens des Angeklagten
bei der Tat keinen Zweifel an der vollen Zurech-
nungsfähigkeit des Angeſchuldigten gehabt und durch
die Beweisaufnahme die Ueberzeugung erlangt, daß der Ange-
klagte im vollen Umfange der Anklage ſchuldig
iſt. Die mediziniſchen Sachverſtändigen ſtimmten vollſtändig
überein, daß der Angeklagte in einem Dämmerrauſchzuſtande
gehandelt habe eine „Krankheit“, die bekanntlich immer nur
in den ſogenannten beſſeren Kreiſen vorkommt.

Kleines Allerlei. Die Cholera. Der am Mittwoch in Trieſt
mit 200 Paſſagieren aus Brindiſi eingetroffene Lloyddampfer
Zemerſami wurde in Quarantäne geſtellt, da an Vord ein Kellner
unter choleraverdächtigen Erſcheinungen erkrankt iſt. Ein ſtarkes
Erdbeben wurde am Dienstag abend in Jnnsbruck und Um
gegend wahrgenommen. Die Bewegung war ſtoßförmig und
ſenkrecht, von donnerähnlichem Rollen begleitet. Jn der benach
barten Salinenſtadt Hall war die Erdbewegung ſtark. Die
Leute rannten erſchreckt auf die Straßen. Die Häuſer erzitterten.

Schwerer Bauunfall. Jn Budapeſt wurde durch
Herabſtürzen einer ſchweren eiſernen Traverſe in einem Neubau
der Plafond des erſten Stockwerkes durchſchlagen und hierdurch
ein Arbeiter getötet und ſechs ſchwer, mehrere

tzt.

ZentralEibliothek.
Ausgabeſtunden: Dienstags, Donnerstags abends 8--9 Uhr

und Sonntags von 10--12 Uhr.
Ausgabeort: Für Rord Volkspark Burgſtraße für Süd

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).

Noch immer wiſſen es die

wenigſten nusfrauen,
daß im Sommer Seeſiſche viel fetter, zarter
und billiger ſind als im Winter. Die muſter
gültige Einrichtung unſeres Großbetriebes er
möglicht uns, beſte Ware zu folgenden, koloſſal
billigen Preiſen zu verkaufen. Freitag und

Sonnabend früh eintreffend:

Schollen an
&cblicu in Anchut P

Karbonaden, vretfertig Bfund 3O f.
Schellfisch u Kopf Pfund 30
Bratschellfische e Biund 50

Alle anderen Seefische billigst.
Aus eigener Räucherei:

Sehellfisen e 20 w. Ferellenstör
Seelachs e 20 v. Kieler Fiundern
Flundern' 30 Hamb. Fetthlekſnge

Norcdlsee a
Größtes Hochſeefiſcherei- Unternehmen der Welt.

Grosse Ulrichstr. B8. Tol. 1275.
Vertreter Alb. Asemus.

—TDZD

der Halleſch. Genoſſenſch.Buchd

und Jda Kopf (Kl. Märkerſtr. 3
und Bennſtedt).
Vorſatz und E. Rudolph Düben
und Halle). Telegrapheninſpektor
Räbiger u. Roſa Mühring (Halle
und Gotha). Arbeiter Eckardt und
F. Butzinaunu (Hakle und Böſen-

Spezialkarte der

Provinz Sachſen
Preis 1 Mk.

Spezielkarite Thüringens
Preis 40 Pfg.
W urg). Maurer Nietzel und L.Larte von MittelEuropa Schmidt (Rottleberode und Beeſe

Preis 59 Pfg. dau). Oberkellner Claus und
Zu beziehen durch die Gertruda Gunkel (Münſter und

Elbingerode).Volksbuchhandlunn Halle a. S.
Jeden Freitag

Schkachtefest.

Geboren: Arbeiter Schüppell
aus Petersberg S. (Klinik). Ar
beiter Schröter T. (Lilienſtr. 5).

Fritz Paul. Fleiſcher Brehme T. (Freiimfelder-
Wörmlitzerſtr. 108. ſtraße 360).

Schuhmacher

Landwirt Graf aus Neudorf, 25 J.
(Klinik). Arbeiters König aus
Genthin Ehefrau Minna gebor.
Gericke, 42 J. (Klinik). loſſer
Lier aus Merſeburg, 23 J. (Berg
mannstroſt). Schuhmacherm. Hof-
mann a. Weißenfels, 55 J. (Klinik).
Formers Kunth S., 11 Stunden
(Schloſſerſtraße 12). Privatmann
Deichmann, 72 Jahre (Zwinger-
ſtraße 22). Student Dahlhaus,
25 J. Reilſtr. 22). Geſchiedene
Dieſing, Emma, geb. Warthmann
aus Dornitz, 43 Jahre (Eliſabeth-

Geſtorb t Mart z Kraxken Jnvalide Edler,aus We en ger 68 J. Streiberſtr 26
torbenen er Neumann T.,Halle-Nord Gr. Brunnenſtr. 0)

9 Monate Glauchaerſtraße 30). 19. Juli.
Geboren Sergeanten Worch

T. (Hardenbergſtr. 18). Tiſchler
Kohlmann S. (Weißenburgſtr. 19.
Waler Burghardt T. (Gr. Gofen
ſtraße 20). Maurer Lenz Tocht.
(Gr. Brunnenſtraße 25). Ober-
poſtpraktikanten Dr. phil. Günther
S. (Seebenerſtr. 59).

Geſtorben: Fleiſchers Berkin
Ehefrau, Karoline, geb. Rulff,
38 Jahre (Freiimfelderſtr. 15).
Verw. Riesmeyer, geb. Sroka,
Mich eleben, 43 J. (Nerven

inik).
rug. (E. G. m. b. H.) Verleger: vorm. Aug. Groß jett A. Jähni g. Sämtl. i. Halle a. S.
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